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Beschäftigungssituation von Menschen mit Behinderungen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Nach fast zehn Jahren Rechtsverbindlichkeit der UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) in der Bundesrepublik 
Deutschland bewerten Gewerkschaften, Behinderten- und Sozialverbände die 
Situation von Menschen mit Behinderungen im Arbeitsleben immer noch als 
nicht zufriedenstellend. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), der Deutsche Behindertenrat (DBR) 
und die Gewerkschaft ver.di beispielsweise erachten die Arbeitslosigkeit von 
Menschen mit Behinderungen, insbesondere von schwerbehinderten Menschen 
im Vergleich mit Menschen ohne Behinderungen als viel zu hoch. Sie fordern 
Gegenmaßnahmen wie bessere Beratung und mehr Fördennittel insbesondere 
für Langzeitarbeitslose mit Behinderungen. 

Der DGB (Stellungnahme vom 27. Februar 2018 www.dgb.de/++co++ 
66ad3ca4-22b3-lle8-953e-52540088cada) und ver.di (Forderungen vom Au¬ 
gust 2017 https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ueber-uns/nachrichten/ 
++co++64e8a268-87el-l Ie7-a884-525400423e78) fordern eine gestaffelte Er¬ 
höhung der Ausgleichsabgabe: Bei einer Beschäftigungsquote von 3 bis weni¬ 
ger als 5 Prozent von 125 Euro auf 250 Euro; bei einer Beschäftigungsquote von 
2 Prozent bis weniger als 3 Prozent von 220 Euro auf 500 Euro sowie bei einer 
Beschäftigungsquote von weniger als 2 Prozent von 320 Euro auf 750 Euro. 
Zusätzlich sollte demnach die Beschäftigungsquote wieder auf 6 Prozent ange¬ 
hoben werden. 

Der DBR hält in seinen Forderungen (vom 17. Januar 2018 www.deutscher- 
behindertenrat.de/mime/00105521D1516359759.pdf) fest: „Angesichts der 
weiter hohen Arbeitslosigkeit unter schwerbehinderten Menschen sind Appelle 
an den guten Willen der Arbeitgeber nicht mehr ausreichend. Die Beschäfti¬ 
gungspflicht von Unternehmen muss endlich konsequent eingefordert und 
durchgesetzt werden. Der DBR fordert zugleich eine erhöhte Ausgleichsabgabe 
für Betriebe, die ihrer Beschäftigungspflicht gar nicht oder in unzureichendem 
Maße nachkommen. Zudem müssen Initiativen zum Abbau von Langzeitar¬ 
beitslosigkeit gezielt auch Menschen mit Behinderungen einschließen. Sie sind 
als zu fördernde Gruppe (Förderkriterium) bei Programmen explizit zu benen¬ 
nen, denn ansonsten drohen sie an den Rand gedrängt zu werden.“ 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 
31. August 2018 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Auch im Dritten Gemeinsamen Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bun¬ 
des und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bun¬ 
desregierung und des Deutschen Bundestages vom 30. Juni 2017 (Bundestags¬ 
drucksache 18/13060) werden Diskriminierungen von Menschen mit Behinde¬ 
rungen im Arbeitsleben festgestellt. 

Offen bleibt, ob die Bundesregierung diesen Forderungen und den Verpflich¬ 
tungen aus der UN-BRK sowie den Empfehlungen des UN-Fachausschusses 
aus dem Jahr 2015 nachkommt. „Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 
durch entsprechende Vorschriften wirksam einen inklusiven, mit dem Überein¬ 
kommen in Einklang stehenden Arbeitsmarkt zu schaffen, durch 

(a) die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten an zugänglichen Arbeits¬ 
plätzen gemäß der Allgemeinen Bemerkung Nr. 2 (2014) des Ausschusses, 
insbesondere für Frauen mit Behinderungen; 

die schrittweise Abschaffung der Werkstätten für behinderte Menschen 
durch sofort durchsetzbare Ausstiegsstrategien und Zeitpläne sowie durch 
Anreize für die Beschäftigung bei öffentlichen und privaten Arbeitgebern 
im allgemeinen Arbeitsmarkt; 

(b) die Sicherstellung, dass Menschen mit Behinderungen keine Minderung ih¬ 
res sozialen Schutzes bzw. der Alterssicherung erfahren, die gegenwärtig an 
die Werkstätten für behinderte Menschen geknüpft sind (...).“ (vgl. 
www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/ 
UN-Dokumente/CRPD_Abschliessende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_ 
Staatenbericht_Deutschlands_ENTWURF.pdf). 


1. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahlen und die Quo¬ 
ten der arbeitslosen Menschen mit Behinderungen in den vergangenen fünf 
Jahren im Vergleich zu Menschen ohne Behinderungen entwickelt (bitte pro 
Jahr, nach Bundesländern und bundesweit insgesamt angeben)? 

Der Bestand an arbeitslosen schwerbehinderten Menschen sank deutschlandweit 
von durchschnittlich 178 632 im Jahr 2013 um 9,1 Prozent auf 162 373 Personen 
im Jahr 2017. Der Bestand an arbeitslosen Menschen ohne Schwerbehinderung 
ging im gleichen Zeitraum von 2 769 417 auf 2 369 893 bzw. um 14,4 Prozent 
zurück. Regional gibt es allerdings z. T. deutliche Unterschiede (vgl. Anlage 1).* 

Die Arbeitslosenquoten für schwerbehinderte Menschen werden aufgrund fehlen¬ 
der Daten zur Bestimmung der Bezugsgröße nur für Deutschland insgesamt, 
West- und Ostdeutschland erstellt. Auf Basis der sog. eingeschränkten Bezugs¬ 
größe waren im Jahr 2013 in Deutschland im Schnitt 14,0 Prozent der schwerbe¬ 
hinderten Menschen von Arbeitslosigkeit betroffen, im Jahr 2017 waren es 
11,7 Prozent. Die Arbeitslosenquote insgesamt sank im gleichen Zeitraum von 
8,8 auf 7,2 Prozent (Basis: eingeschränkte Bezugsgröße, vgl. Statistik der BA). 


2. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit von Menschen mit und ohne Behinderungen in 
den vergangenen fünf Jahren (bitte getrennt nach Jahren und in Wochen an¬ 
geben)? 

Die durchschnittliche abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit (d. h. beim Ab¬ 
gang aus Arbeitslosigkeit gemessen) betrug bei schwerbehinderten Menschen im 
Jahr 2013 deutschlandweit 51 Wochen, im Jahr 2017 waren es 52 Wochen. Für 
Arbeitslose ohne Schwerbehinderung lagen die Werte bei jeweils 37 Wochen. 


Von einer Drucklegung der Anlage wurde abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/4157 auf der Intemetseite des Deutschen 
Bundestages abrufbar. 
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Die durchschnittliche bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit (d. h. beim Bestand an 
Arbeitslosen gemessen) betrug für schwerbehinderten Menschen im Jahr 2013 
durchschnittlich 80 Wochen, im Jahr 2017 waren es 86 Wochen. Menschen ohne 
Schwerbehinderung waren dagegen im Jahr 2013 65 Wochen, im Jahr 2017 ins¬ 
gesamt 69 Wochen arbeitslos (vgl. Anlage 1). 


3. Wie viele Menschen mit und ohne Behinderungen waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den vergangenen fünf Jahren als langzeitarbeitslos re¬ 
gistriert (bitte getrennt pro Jahr, nach Bundesländern und bundesweit insge¬ 
samt angeben)? 

Der Bestand an langzeitarbeitslosen schwerbehinderten Menschen ist in den ver¬ 
gangenen fünf Jahren deutschlandweit von 80 140 auf 72 134, d. h. um 10 Pro¬ 
zent, zurückgegangen. Bei Langzeitarbeitslosen ohne Schwerbehinderung betrug 
der Rückgang 16,2 Prozent (von 988 752 auf 828 455). Auch hier gab es auf Län¬ 
derebene z. T. deutliche Unterschiede (vgl. Anlage 1). 


4. Wie hoch lag nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittliche 
Dauer der Langzeitarbeitslosigkeit von Menschen mit und ohne Behinderun¬ 
gen in den vergangenen fünf Jahren (bitte getrennt pro Jahr, nach Bundes¬ 
ländern und bundesweit insgesamt angeben)? 

Die durchschnittliche abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit betrug für lang¬ 
zeitarbeitslose schwerbehinderte Menschen im Jahr 2013 deutschlandweit 
128 Wochen, im Jahr 2017 lag sie bei 138 Wochen. Für Langzeitarbeitslose ohne 
Schwerbehinderung lagen die Werte bei 125 bzw. 136 Wochen. Die durchschnitt¬ 
liche bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit betrug für langzeitarbeitslose Schwer¬ 
behinderte Menschen im Jahr 2013 durchschnittlich 153 Wochen, im Jahr 2017 
waren es 168 Wochen. Langzeitarbeitslose ohne Schwerbehinderung waren da¬ 
gegen im Jahr 2013 im Durchschnitt 150 Wochen, im Jahr 2017 insgesamt 
165 Wochen arbeitslos (vgl. Anlage 1). 

Auf Länderebene schwanken die Werte mehr oder weniger stark - die abgeschlos¬ 
sene Dauer der Arbeitslosigkeit betrug für langzeitarbeitslose schwerbehinderte 
Menschen im Jahr 2017 zwischen 119 (Hamburg) und 151 Wochen (Nordrhein- 
Westfalen), die entsprechende bisherige Dauer zwischen 136 (Hamburg) und 
184 Wochen (Nordrhein-Westfalen). 


5. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Beschäftigungsquote in 
den vergangenen fünf Jahren von privaten Arbeitgebern entwickelt (bitte pro 
Jahr, nach Bundesländern und bundesweit insgesamt angeben)? 

Aus dem Anzeigeverfahren gemäß § 80 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialge¬ 
setzbuch (SGBIX) liegen zurzeit nur Werte bis zum Jahr 2016 vor. In die Statistik 
einbezogen werden nur Arbeitgeber mit mehr als 20 Arbeitsplätzen. Die Ist- 
Quote von privaten Arbeitgebern liegt seit dem Jahr 2012 gleichbleibend bei 
4,1 Prozent (vgl. Anlage 3).* Auf Länderebene liegen die Werte zumeist bei vier 
Prozent oder knapp darunter. Außergewöhnlich hohe Quoten verzeichnen die 
Länder Hessen (zwischen 4,6 und 4,7 Prozent) und Nordrhein-Westfalen (zwi¬ 
schen 4,5 und 4,7 Prozent). 


Von einer Drucklegung der Anlage wurde abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/4157 auf der Intemetseite des Deutschen 
Bundestages abrufbar. 
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6. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Beschäftigungsquote 
von öffentlichen Arbeitgebern in den vergangenen fünf Jahren entwickelt 
(bitte pro Jahr, nach Bundesländern und bundesweit insgesamt angeben)? 

Für die Summe der öffentlichen Arbeitgeber beträgt die Quote seit dem Jahr 2012 
gleichbleibend 6,6 Prozent. Auf Länderebene stechen Flessen und Berlin mit 
Werten um acht Prozent hervor (vgl. Anlage 3).* 


7. Gibt es im Zuständigkeitsbereich des Bundes Behörden beziehungsweise 
Dienststellen, die die Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderun¬ 
gen nicht einhalten? 

Falls ja, welche sind das, und was wird getan, um dies zu ändern? 

Wie die Bundesregierung in der Antwort auf die Schriftliche Frage 54 des Abge¬ 
ordneten Sören Pellmann auf Bundestagsdrucksache 19/3384, S. 39/40, bereits 
dargestellt hat, sind Menschen schwerbehindert, bei denen nach § 2 Absatz 2 
SGB IX ein Grad der Behinderung von mindestens 50 vorliegt. Diese Beschäf¬ 
tigten können nur dann durch die personalführenden Stellen erfasst werden, wenn 
sie dem Dienstherrn ihre amtliche Zuerkennung der Eigenschaft eines schwerbe¬ 
hinderten Menschen angezeigt haben. 

Die Zahl des erfragten Personenkreises, der lediglich einen Ausschnitt der Mitar¬ 
beiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes der Bundesministerien und 
ihrer nachgeordneten Behörden darstellt, ist im Rahmen einer Ad-hoc-Abfrage 
bei den Bundesministerien ermittelt worden und kann der Tabelle auf Seite 40 auf 
Bundestagsdrucksache 19/3384, Antwort zu Frage 54 entnommen werden. 

Ergänzend wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche 
Frage 31 auf Bundestagsdrucksache 19/2610, S. 23/24 verwiesen. 


8. Wie verteilen sich die Beschäftigten und Beamten mit Behinderungen im 
Bund hinsichtlich der Laufbahngruppierungen und den unterschiedlichen 
Besoldungsstufen in den vergangenen fünf Jahren (bitte einzeln nach Jahr 
und Laufbahngruppe/Besoldungsstufe, prozentual und absolut angeben)? 

9. Wie viele Beschäftigte mit Behinderungen befanden sich in den vergangenen 
fünf Jahren in Führungspositionen in Bundesbehörden und Bundesdienst¬ 
stellen (bitte prozentual und absolut angeben)? 

Die Fragen 8 und 9 werden gemeinsam beantwortet. 

Die angefragten Daten werden in dieser Form nicht erhoben und entsprechende 
Statistiken werden vom Statistischen Bundesamt nicht geführt. Der Bundesregie¬ 
rung liegen diese Daten daher nicht vor. 


Von einer Drucklegung der Anlage wurde abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/4157 auf der Intemetseite des Deutschen 
Bundestages abrufbar. 
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10. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Beschäftigungsquote 
von allen Arbeitgebern in den vergangenen fünf Jahren entwickelt (bitte pro 
Jahr, nach Bundesländern und bundesweit insgesamt angeben)? 

Über alle Arbeitgeber hinweg ergibt sich seit dem Jahr 2013 eine durchschnittli¬ 
che Quote von 4,7 Prozent. Im Jahr 2012 lag der Wert bei 4,6 Prozent. Werte von 
über fünf Prozent wiesen zuletzt (2016) Nordrhein-Westfalen, Hessen, Mecklen¬ 
burg-Vorpommern (jeweils 5,2 Prozent) und Berlin (5,4 Prozent) auf. Den mit 

3.5 Prozent niedrigsten Wert verzeichnete das Land Sachsen-Anhalt (vgl. An¬ 
lage 3). 

11. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Arbeitgeber in 
den vergangenen fünf Jahren entwickelt, die überhaupt keine Menschen mit 
Behinderungen beschäftigen? 

Die Zahl der Arbeitgeber, die keine schwerbehinderten Menschen beschäftigen 
(Ist-Quote von Null), ist in Deutschland von 37 586 im Jahr 2012 auf 40 925 im 
Jahr 2016 gestiegen. Dies entspricht einem Zuwachs von 3 339 Arbeitgebern oder 
8,9 Prozent. Auf Länderebene waren sowohl Zu- als auch Abnahmen zu verzeich¬ 
nen. 

Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass im gleichen Zeitraum die Zahl der be¬ 
schäftigungspflichtigen Arbeitgeber ebenfalls zugenommen hat, und zwar von 
145 708 (2012) auf 160 220 (2016). Dies berücksichtigend ist die Zahl der Ar¬ 
beitgeber, die in den vergangenen fünf Jahren keine schwerbehinderten Men¬ 
schen beschäftigt haben, prozentual leicht gesunken (2012: 25,8 Prozent, 2016: 

25.5 Prozent). 


12. Erachtet die Bundesregierung eine sehr deutliche Anhebung der Ausgleichs¬ 
abgabe beispielsweise auf ein durchschnittliches Monatseinkommen in der 
Bundesrepublik Deutschland für die Arbeitgeber als notwendig, die über¬ 
haupt keine Menschen mit Behinderungen beschäftigen? 

Wenn ja, wann? 

Wenn nein, warum nicht? 

13. Erachtet die Bundesregierung das bestehende System der Ausgleichsabgabe 
und der Beschäftigungsquote als sinnvoll, um mehr Menschen mit Behinde¬ 
rungen eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem allgemei¬ 
nen Arbeitsmarkt zu ermöglichen (bitte begründen)? 

14. Wäre die Umwandlung der Ausgleichsabgabe in eine Ordnungswidrigkeit 
aus Sicht der Bundesregierung sinnvoll? 

15. Plant die Bundesregierung, die Ausgleichsabgabe gemäß den Vorschlägen 
der Gewerkschaften DGB und ver.di zu erhöhen? 

Wenn ja, wann? 

Wenn nein, warum nicht? 

Die Fragen 12 bis 15 werden gemeinsam beantwortet. 

Das im Jahr 2001 eingeführte System von Beschäftigungspflicht (5 Prozent) und 
gestaffelter Ausgleichsabgabe hat sich bewährt: 
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• Die Zahl der bei den beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern beschäftigten 
schwerbehinderten Menschen hat sich von 716 057 (2002, als die gestaffelte 
Ausgleichsabgabe eingeführt wurde) auf 1 051 492 (2016) stetig erhöht. Das 
ist ein Zuwachs um rund 47 Prozent. Die Zahl der bei nicht beschäftigungs¬ 
pflichtigen Arbeitgebern beschäftigten schwerbehinderten Menschen wird nur 
alle fünf Jahre erhoben. Sie lag im Jahr 2015 bei rd. 168 000 gegenüber rd. 
138 000 im Jahr 2010. Mit einer Zahl von schätzungsweise insgesamt über 
1,2 Millionen waren damit im Jahr 2016 so viele schwerbehinderte und diesen 
gleichgestellte Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt wie noch 
nie. 

• Die Beschäftigungsquote ist von 3,8 Prozent (2002) auf 4,7 Prozent (2016) ge¬ 
stiegen. 

• Eine Dynamisierung der Ausgleichsabgabe ist im System bereits angelegt 
(§ 160 Absatz 3 SGB IX). Danach erhöht sich die Ausgleichsabgabe, wenn 
sich die Bezugsgröße der Sozialversicherung um mehr als 10 Prozent erhöht 
hat. Die Dynamisierung ist bereits zweimal wirksam geworden, zuletzt zum 
1. Januar 2016. Seitdem gelten folgende erhöhte Beträge: 


Erfüllungsquote 

bis 31.12.2015 
(monatlich) 

seit 1.1.2016 
(monatlich) 

3 bis unter 5 Prozent 

115 Euro 

125 Euro 

2 bis unter 3 Prozent 

200 Euro 

220 Euro 

0 bis unter 2 Prozent 

290 Euro 

320 Euro 


Hervorzuheben ist: Die Dynamisierung wirkt so, dass auf die Arbeitgeber, die die 
geringsten Beschäftigungsquoten haben, der größte Steigerungsbetrag zukommt. 

Auch die Entwicklung der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen bietet 
keinen Anlass für Änderungen. Die Zahl der arbeitslosen schwerbehinderten 
Menschen ist in den letzten Jahren stetig gesunken, und zwar im Jahresdurch¬ 
schnitt 2017 um rund 10 Prozent gegenüber dem Jahr 2014. Der aktuelle Bestand 
(Jahresdurchschnitt 2017: 162 373) ist der niedrigste der letzten zehn Jahre. 

Die Bundesregierung strebt gleichwohl eine weitere Verbesserung der Arbeits¬ 
marktchancen von Menschen mit Behinderungen an. In erster Linie ist es notwen¬ 
dig, weitere Arbeitgeber für die Ausbildung und Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen zu gewinnen und sie dabei zu unterstützen. Dies erfolgt ins¬ 
besondere im Rahmen der beschäftigungspolitischen Aktivitäten des Nationalen 
Aktionsplans der Bundesregierung zur UN-Behindertenrechtskonvention (NAP), 
wie z. B. der „Inklusionsinitiative für Ausbildung und Beschäftigung“. Im Mit¬ 
telpunkt der Initiative steht die verstärkte Sensibilisierung von Betrieben und Un¬ 
ternehmen für das Arbeitskräftepotenzial und die Leistungsfähigkeit von Men¬ 
schen mit Behinderungen. Unter Beteiligung der relevanten Akteure der Wirt¬ 
schaft sollen Arbeitgeber im Rahmen der Inklusionsinitiative durch verschiedene 
Aktivitäten überzeugt werden, dass die Beschäftigung von Menschen mit Behin¬ 
derungen ein Gewinn für das Unternehmen ist. Dies umfasst auch die Aufklärung 
von Arbeitgebern über bestehende Förder- und Unterstützungsmöglichkeiten. 
Beispielhaft genannt seien die bundesweite Kampagne „Inklusion gelingt“ oder 
die Projekte „Wirtschaft inklusiv“ und „Unternehmensnetzwerk Inklusion“. Mit 
diesen Maßnahmen setzt die Bundesregierung auf Überzeugung und Bewusst- 
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seinswandel und weniger auf staatlichen Zwang. Deshalb wird auch eine Um¬ 
wandlung der Ausgleichsabgabe in eine Ordnungswidrigkeit nicht ins Auge ge¬ 
fasst. 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich bisher zweimal mit der Verfassungsmä¬ 
ßigkeit der Ausgleichsabgabe befasst (eingehend Urteil vom 26. Mai 1981,1 BvL 
56/78; ferner 1. Oktober 2004, 1 BvR 2221/03, Nichtannahmebeschluss). Es hat 
entschieden, dass die Ausgleichsabgabe eine verfassungsrechtlich zulässige Son¬ 
derabgabe sei, bei der aber nicht die Finanzierungsfunktion im Vordergrund ste¬ 
hen dürfe. Vielmehr soll die Ausgleichsabgabe die Arbeitgeber einerseits anhal- 
ten, ihre Beschäftigungspflicht zu erfüllen und eine Zahlung damit vermeiden. 
Andererseits soll sie einen Ausgleich schaffen zu den Aufwendungen, die bei ei¬ 
nem Arbeitgeber entstehen, der seine Beschäftigungspflicht erfüllt und die der 
nicht erfüllende Arbeitgeber einspart (Antriebs- und Ausgleichsfunktion). Die 
Ausgleichsabgabe darf damit nicht zur Deckung des Finanzbedarfs der öffentlich- 
rechtlichen Verwaltung verwendet werden. Bei einer sehr deutlichen Anhebung 
der Ausgleichsabgabesätze bestünde daher ein signifikantes Prozessrisiko hin¬ 
sichtlich der Frage, inwieweit die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes 
noch eingehalten würden. 

Im Übrigen zeigen Untersuchungen, dass die Beschäftigungspflicht und das Ver¬ 
meiden der Ausgleichsabgabe nicht die entscheidenden Faktoren für die Perso¬ 
nalverantwortlichen sind, Menschen mit Behinderungen einzustellen. So ist das 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln im Jahr 2017 der Frage nachgegangen, aus 
welchen Motiven Betriebe Menschen mit Behinderungen ausbilden. Ergebnis 
war, dass monetäre Gründe (Verringerung der Kosten der Ausgleichsabgabe und 
finanzielle Förderung der Ausbildung) kein Hauptmotiv darstellen. Wesentlich 
wichtigere Motive sind danach vielmehr das soziale Engagement und die Gewin¬ 
nung von besonders motivierten Auszubildenden (Quelle: Metzler/Seyda/Wal- 
lossek/Wemer: Menschen mit Behinderung in der betrieblichen Ausbildung, 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln Medien GmbH, 2017). Auch die Ergeb¬ 
nisse des Inklusionsbarometer 2015 der Aktion Mensch bestätigen diese Ein¬ 
schätzung: Neben der Beseitigung von Barrieren in den Köpfen der Arbeitgeber 
sind demnach die Inanspruchnahme der öffentlichen Förderung zur Einstellung 
von Menschen mit Behinderung der vielversprechendste Weg, das Inklusions¬ 
klima zu verbessern - und in der Folge auch die Arbeitsmarktlage. Vor diesem 
Hintergrund müsste die Ausgleichsabgabe schon um einen sehr erheblichen Fak¬ 
tor erhöht werden, damit aus finanziellen Gründen eine erhöhte Beschäftigung 
von schwerbehinderten Menschen erfolgt. Eine derartige Erhöhung der Abgabes¬ 
ätze ist aus den vorgenannten Gründen jedoch verfassungsrechtlich kritisch zu 
bewerten. 

Änderungen bei den Regelungen der Ausgleichsabgabe werden vor diesem Hin¬ 
tergrund nicht ins Auge gefasst. 


16. Wird die Bundesregierung die Beschäftigungsquote wieder auf 6 Prozent er¬ 
höhen? 

Wenn ja, wann? 

Wenn nein, warum nicht? 

Eine Anhebung der Beschäftigungspflichtquote von fünf auf sechs Prozent würde 
231 000 zusätzliche Pflichtplätze bedeuten (ein Prozent der 23,1 Mio. Arbeits¬ 
plätze bei den beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern, 2016). Im Jahresdurch¬ 
schnitt 2017 gab es aber nur rd. 162 000 (162 373) arbeitslose schwerbehinderte 
Menschen; aktuell (Juli 2018) liegt die Anzahl sogar noch darunter (156 003). 
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Selbst wenn alle arbeitslosen schwerbehinderten Menschen in Arbeit kämen, blie¬ 
ben noch Arbeitgeber übrig, die Ausgleichsabgabe zahlen müssten. Die Erzielung 
von Einnahmen darf aber nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge¬ 
richts nicht im Vordergrund dieses Instruments stehen. (Die Ausgleichsabgabe 
soll vielmehr die Arbeitgeber zur vermehrten Einstellung schwerbehinderter 
Menschen veranlassen (Antriebsfunktion), zumindest aber ungerechtfertigte Kos¬ 
tenvorteile der Unternehmen abschöpfen (Ausgleichsfunktion). Die Beschäfti¬ 
gungspflichtquote so anzusetzen, dass das System mit Antriebs- und Ausgleichs¬ 
funktion nicht mehr begründet werden kann, birgt deshalb erhebliche verfas¬ 
sungsrechtliche Risiken. Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 12 bis 
15 verwiesen. 


17. Was ist aus Sicht der Bundesregierung darunter zu verstehen, wenn im Ko¬ 
alitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD steht, dass für arbeitslose 
Menschen mit Behinderungen „passgenaue Unterstützungsmaßnahmen“ er¬ 
griffen werden sollen, und welche Maßnahmen und/oder Gesetzesänderun¬ 
gen strebt die Bundesregierung an? 

Die Arbeitsmarktsituation der schwerbehinderten Menschen hat sich in den ver¬ 
gangenen Jahren positiv entwickelt (siehe Antwort zu den Fragen 12 bis 15). 
Dazu hat das konzentrierte Zusammenwirken der Bundesregierung mit den maß¬ 
geblichen Arbeitsmarktakteuren wie den Sozialpartnern, der Bundesagentur für 
Arbeit und den Integrationsämtern im Rahmen des Nationalen Aktionsplans der 
Bundesregierung zur UN-Behindertenrechtskonvention entscheidend beigetra¬ 
gen. Auch die Arbeit der Schwerbehindertenvertretungen, deren Handlungsmög¬ 
lichkeiten in der letzten Legislaturperiode noch einmal gestärkt worden sind 
(siehe dazu auch Antwort zu Frage 57), hat einen signifikanten Anteil an dieser 
positiven Entwicklung. 

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD heißt es: „Gemeinsam mit 
der Bundesagentur für Arbeit werden wir die Ursachen der überdurchschnittli¬ 
chen hohen Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen genau analysieren 
und passgenaue Unterstützungsangebote entwickeln.“ Die regelmäßige Analyse 
der Situation auf dem Arbeitsmarkt ist die Grundlage für die Aktivitäten, die auf 
den Erfolgen der letzten Legislaturperiode aufbauen. Ein Ansatzpunkt ist in die¬ 
sem Zusammenhang, dass die Zahl der beschäftigungspflichtigen Arbeitgeber, 
die keine schwerbehinderten Menschen ausbilden oder beschäftigen, trotz der 
verbesserten Arbeitsmarktsituation seit dem Jahr 2012 im Wesentlichen gleich 
geblieben ist. Nach dem Anzeigeverfahren der Bundesagentur für Arbeit für das 
Jahr 2016 sind dies rund 41 000 Betriebe. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales lässt gegenwärtig durch das Insti¬ 
tut für angewandte Sozialwissenschaft (infas) eine bundesweit repräsentative Be¬ 
fragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen durchführen (www.bmas. 
de/DE/Service/Medien/Publikationen/Forschungsberichte/Forschungsberichte- 
Teilhabe/fb-492-repraesentativbefragung-behinderung.html). Der dabei einge¬ 
setzte Fragebogen beinhaltet knapp 40 Fragen im Themenfeld Arbeit und Beruf. 
Diese Untersuchung wird dazu beitragen, passgenaue Unterstützungsangebote zu 
entwickeln. 
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18. Warum gelingt es schwerbehinderten Arbeitslosen trotz eines höheren An¬ 
teils an Fachkräften als nicht schwerbehinderten Arbeitslosen nach Ansicht 
der Bundesregierung trotzdem seltener, eine Beschäftigung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt aufzunehmen (vgl. Bundesagentur für Arbeit: Berichte: Blick¬ 
punkt Arbeitsmarkt, Mai 2018), und was wird die Bundesregierung dagegen 
unternehmen? 

Die Integrationschancen schwerbehinderter Menschen auf dem Arbeitsmarkt 
werden von verschiedenen Faktoren beeinflusst. Neben Berufsausbildung bzw. 
Qualifikation sind das beispielsweise auch formale Merkmale wie Lebensalter 
oder Dauer der bisherigen Arbeitslosigkeit. Auf diese ergänzenden Aspekte wird 
im Bericht der Bundesagentur für Arbeit (BA) zur Situation schwerbehinderter 
Menschen vom Mai 2017 eingegangen. Danach sind schwerbehinderte Arbeits¬ 
lose im Durchschnitt älter als nicht-schwerbehinderte Arbeitslose. Zudem ist der 
Anteil der Langzeitarbeitslosen bei schwerbehinderten Menschen deutlich höher 
als bei nicht-schwerbehinderten Menschen. Dies führt wiederum dazu, dass die 
Abgangsraten bei schwerbehinderten Menschen unter den Abgangsraten bei 
nicht-schwerbehinderten Menschen bleiben. 

Die berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt ist der Bundesregierung ein besonderes Anliegen. Die Bundesregie¬ 
rung forciert dies mit Verbesserungen des gesetzlichen Förderrahmens wie zuletzt 
mit dem Bundesteilhabegesetz (BTFIG) sowie im Rahmen der beschäftigungspo¬ 
litischen Aktivitäten des Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur 
UN-Behindertenrechtskonvention wie insbesondere der Inklusionsinitiative für 
Ausbildung und Beschäftigung. Zu nennen sind hier insbesondere die Aktivitäten 
zur verstärkten Sensibilisierung von Betrieben und Unternehmen für das Arbeits¬ 
kräftepotenzial und die Leistungsfähigkeit von Menschen mit Behinderungen so¬ 
wie das Programm der Bundesregierung zur intensivierten Eingliederung und Be¬ 
ratung von schwerbehinderten Menschen. Das Volumen beträgt bis zu 80 Mio. 
Euro aus Mitteln des Ausgleichsfonds. 


19. In welchem Maße wird die Bundesregierung im Rahmen von Initiativen zum 
Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit auch die Gruppe der langzeitarbeitslo¬ 
sen Menschen mit Behinderungen einschließen und dabei diese als zu för¬ 
dernde Gruppe explizit benennen? 

Die Förderung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen mit den 
im Entwurf des Teilhabechancengesetzes vorgesehenen neuen Regelinstrumen¬ 
ten steht allen Arten von Arbeitgebern offen. Zielgruppe des neuen Regelinstru¬ 
ments „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ sind Personen, die älter als 25 Jahre sind, seit 
mindestens sieben Jahren innerhalb der letzten acht Jahre Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) bezogen haben und in dieser Zeit nicht 
oder nur kurzzeitig erwerbstätig waren. Zielgruppe des neuen Regelinstruments 
„Eingliederung von Langzeitarbeitslosen“ sind Personen, die trotz Vermittlungs¬ 
bemühungen mehr als zwei Jahre arbeitslos sind. Menschen mit Behinderungen 
gehören, sofern sie die genannten Fördervoraussetzungen erfüllen, zu den Ziel¬ 
gruppen der Instrumente. 
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20. Was wird die Bundesregierung unternehmen, um der Mehrfachdiskriminie- 
rung von Frauen mit Behinderungen auch im Arbeitsleben entgegenzuwir¬ 
ken? 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat 
im Jahr 2013 eine repräsentative Studie zu „Lebenssituationen und Belastungen 
von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“ durch¬ 
geführt. Darin zeigt sich, dass sich Mehrfachdiskriminierung von Frauen mit Be¬ 
hinderungen auch auf deren Situation auf dem Arbeitsmarkt auswirkt. 

Um weiter differenziertere Daten dazu zu erhalten, hat das BMFSFJ im Jahr 2017 
eine Sekundäranalyse von ausgewählten Fragestellungen des Mikrozensus 2013 
in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse der ebenfalls im Jahr 2017 veröffentlichten 
Analyse „Einkommen und Versorgungssituation von Frauen mit Behinderung in 
Deutschland“ machen deutlich: Bestehende Geschlechterdifferenzen werden 
durch eine Behinderung der Frauen im Laufe des Erwerbslebens weiter verstärkt. 
Um diesen Benachteiligungen im Sinne der UN-BRK und der darauf basierenden 
Bundesgesetze entgegen zu wirken, fördert das BMFSFJ unter anderem die poli¬ 
tische Interessenvertretung im Weibemetz e. V. 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist zudem bereits als durchgängiges 
Prinzip der Arbeitsförderung und Grundsicherung in § 1 des Dritten Buches So¬ 
zialgesetzbuch (SGB III) und § 1 SGB II als Ziel verankert. Weiterhin sollen die 
Leistungen der Arbeitsförderung und Grundsicherung auf die Überwindung eines 
geschlechterspezifisch geprägten Ausbildungs- und Arbeitsmarktes hinwirken. 
Mit der Änderung des § 29 SGB III werden diese Grundsätze konkretisiert und 
damit die Bedeutung einer geschlechtersensiblen Beratung betont. Damit wird die 
Verantwortung grundsätzlich bei allen Fach- und Führungskräften der BA gese¬ 
hen. Unterstützt werden die operativ Verantwortlichen darin von den Beauftrag¬ 
ten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt (BCA). Das Aufgabenspektrum der 
BCA kann je nach regionalen Gegebenheiten unterschiedliche Schwerpunkte um¬ 
fassen. Durch zielgerichtete Netzwerkarbeit tragen die BCA u. a. dazu bei, die 
Rahmenbedingungen vor Ort (z. B. bedarfsgerechte Kinderbetreuung) für die Er¬ 
werbstätigkeit von Frauen zu verbessern. Die BCA setzen sich auch für spezielle 
Qualifizierungsangebote und die Förderung der Mobilität ein. 

Ziel ist es, mit allen beteiligten Partnerinnen und Partnern am Arbeitsmarkt gute 
und bedarfsgerechte Lösungen in der jeweiligen individuellen Situation zu fin¬ 
den. Es handelt sich hierbei um Grundsätze, die allgemein gültig sind. Sie bezie¬ 
hen sich damit auch auf Frauen mit Behinderungen. 


21. In welcher Weise wird die Bundesregierung die Teilhabe am Arbeitsleben 
auch für Menschen mit sehr hohem Unterstützungsbedarf verbessern und 
diesen Menschen alle Teilhabeleistungen garantieren und dieses Recht nicht 
nur auf Werkstattleistungen beschränken? 

Mit dem BTHG sind die Möglichkeiten verbessert worden, schwerstmehrfachbe- 
hinderte Menschen an die Angebote der Werkstätten (berufliche Bildung und Be¬ 
schäftigung) heranzuführen. Künftig soll es den Werkstätten möglich sein, dieje¬ 
nigen Menschen mit Behinderungen, die heute in Einrichtungen „unter dem ver¬ 
längerten Dach“ der Werkstatt betreut und gefördert werden, gemeinsam mit den 
Werkstattbeschäftigten in der Werkstatt zu betreuen und zu fördern. 

Eine formale Aufnahme in die Werkstatt für behinderte Menschen ist damit aber 
nicht verbunden. Werkstätten für behinderte Menschen sind Einrichtungen zur 
Eingliederung in das Arbeitsleben sowie zur Teilhabe am Arbeitsleben. Sie sind 
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neben dem Ziel der beruflichen Rehabilitation auch Orte der Beschäftigung, in 
denen eine - der Leistungsfähigkeit der dort beschäftigten Menschen mit Behin¬ 
derungen entsprechende — Arbeitsleistung erbracht werden soll. 

Die Teilhabe am Arbeitsleben setzt voraus, dass wenigstens ein Mindestmaß an 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbracht werden kann. Eine Strei¬ 
chung der Mindestanforderung wurde im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
zum BTHG intensiv erörtert und im Ergebnis abgelehnt. 


22. Inwiefern strebt die Bundesregierung an, Teilhabeleistungen auch im Rah¬ 
men eines Praktikums und Auslandsaufenthaltes zu gewähren? 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden auch für Zeiten notwendiger 
Praktika erbracht (§ 49 Absatz 5 SGB IX). Notwendig ist ein Praktikum für die 
berufliche Ausbildung nach der Rechtsprechung dann, wenn es nach den entspre¬ 
chenden Ausbildungs- und Prüfungsordnungen Bestandteil der Ausbildung und 
damit Voraussetzung ist, um die Ausbildung abschließen zu können (Urteil des 
Bundessozialgerichts vom 29. Januar 2008 — B 5a/5 R 20/06 R). 

Praktika können auch im Rahmen der Leistungen zur Teilhabe an Bildung geför¬ 
dert werden. In der Eingliederungshilfe können Hilfen zur Ableistung eines Prak¬ 
tikums, das für den Schul- oder Hochschulbesuch oder für die Berufszulassung 
erforderlich ist, erbracht werden (§ 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch- 
SGB XII, § 112 Absatz 3 Nummer 2 SGB IX, ab 1. Januar 2020 in Kraft). 

Leistungen zur Teilhabe können bereits nach geltendem Recht als Sach- und 
Dienstleitungen im Ausland erbracht werden, wenn sie dort bei zumindest glei¬ 
cher Qualität und Wirksamkeit wirtschaftlicher ausgeführt werden können (§31 
Satz 1 SGB IX). Handelt es um Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, können 
diese (auch in Form einer Geldleistung) im grenznahen Ausland auch ausgeführt 
werden, wenn sie für die Aufnahme oder Ausübung einer Beschäftigung oder 
selbständigen Tätigkeit erforderlich sind (§31 Satz SGB IX). Leistungen der Ein¬ 
gliederungshilfe für Studien- oder Praktikumsaufenthalte können unter den Vo¬ 
raussetzungen des § 23 Eingliederungshilfe-V (ab 1. Januar 2020 § 104 Absatz 5 
SGB IX) erbracht werden. 


23. Inwieweit plant die Bundesregierung, alle behinderungsbedingt erforderli¬ 
chen berufsqualifizierenden Maßnahmen den Leistungen zu Teilhabe am 
Arbeitsleben zuzuordnen, wie es der Deutsche Blinden- und Sehbehinder¬ 
tenverband in seiner Resolution vom 28. Juni 2018 (vgl. www.dbsv.org/ 
resolution/vbt-201 8-res-arbeit.html) fordert? 

Im Zuge des BTHG wurde in § 75 SGB IX die neue Leistungsgruppe der Leis¬ 
tungen zur Teilhabe an Bildung aufgenommen, ohne die Zuständigkeiten der ver¬ 
schiedenen Rehabilitationsträger für diese Leistungen zu ändern. 

Die Umsetzung der Forderung des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenver¬ 
bandes hätte — etwa mit Blick auf die Überleitung der Hilfen zur schulischen Aus¬ 
bildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des Besuchs einer Hoch¬ 
schule im Sinne von § 75 SGB IX in den Leistungsbereich der Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben - zur Folge, dass diese Leistungen zukünftig vor allem 
von Sozialversicherungsträgern als versicherungsffemde Leistungen zu finanzie¬ 
ren wären. Dies ist abzulehnen. Vielmehr sind die Länder für inklusive Bildungs¬ 
leistungen zuständig. 
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24. In welchem Maße wird die Bundesregierung das Betriebliche Eingliede¬ 
rungsmanagement (BEM) stärken und einen individuellen Rechtsanspruch 
auf Durchführung eines BEM schaffen? 

Bereits nach geltendem Recht wird — bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset¬ 
zungen - ein individueller Rechtspruch auf Durchführung eines BEM durch die 
Rechtsprechung anerkannt (Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 13. No¬ 
vember 2014 - 15 Sa 979/14). Mit dem BTHG werden darüber hinaus der Vor¬ 
rang der Prävention weiter gestärkt und in § 3 Absatz 1 SGB IX die Rehabilitati¬ 
onsträger zur Zusammenarbeit mit den Arbeitgebern beim BEM verpflichtet. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat im Übrigen die Forderung nach 
einer Stärkung des BEM aus dem Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD vom 30. November 2016 anlässlich der dritten Beratung 
des BTHG (Bundestagsdrucksache 18/10528) aufgegriffen: Die Bundesarbeits¬ 
gemeinschaft für Rehabilitation (BAR) hat mit Wirkung zum 1. Januar 2018 eine 
Gemeinsame Empfehlung „Prävention nach § 3 SGB IX“ in Kraft gesetzt, die da¬ 
rauf abzielt, weitere Verbesserungen der Zusammenarbeit der Reha-Träger und 
der Integrationsämter mit den Arbeitgebern beim BEM zu erreichen. Im Septem¬ 
ber 2017 veranstaltete das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zusammen 
mit der BAR ein Fachgespräch mit Vertreten der Rehabilitationsträger, der Integ¬ 
rationsämter, der Sozialpartner und der Länder. Auf dieser Grundlage wird auf 
Ebene der BAR derzeit mit allen wesentlichen BEM-Akteuren an weiteren Maß¬ 
nahmen zur Stärkung des BEM gearbeitet. 

Ferner fördert das Bundesministerium für Arbeit und Soziales aktuell das Projekt 
„Unterstützende Ressourcen für das Betriebliche Eingliederungsmanagement“, 
das sich der Analyse von Einflussfaktoren für die erfolgreiche Umsetzung des 
BEM und der praktischen Erprobung eines modellhaften BEM-Ansatzes widmet, 
um die Umsetzung des BEM in kleinen und mittleren Betrieben zu verbessern. 


25. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem Vorschlag des 
DBR (Forderungen vom 17. Januar 2018), eine krankheitsbedingte Kündi¬ 
gung für unwirksam zu erklären, wenn der Arbeitgeber sich geweigert hat, 
ein beschäftigungssicherndes BEM durchzuführen? 

Eine Notwendigkeit, Konsequenzen aus dem Vorschlag des Deutschen Behinder¬ 
tenrates (DBR) zu ziehen, eine krankheitsbedingte Kündigung grundsätzlich für 
unwirksam zu erklären, wenn sich der Arbeitgeber zuvor geweigert hat, ein BEM 
durchzuführen, wird seitens der Bundesregierung nicht gesehen. 

Das BEM ist zwar keine Wirksamkeitsvoraussetzung für eine krankheitsbedingte 
Kündigung; es ist aber Ausdruck des dem Kündigungsschutzrecht immanenten 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, wonach eine Kündigung als letztes Mittel gilt. 
Die Nichtdurchführung eines BEM führt im Fall einer krankheitsbedingten Kün¬ 
digung deshalb unter anderem dazu, dass sich in einem nachfolgenden Kündi¬ 
gungsschutzprozess die Darlegungs- und Beweislast zulasten des Arbeitgebers 
verschiebt. Dieser muss beweisen, dass auch bei Durchführung eines BEM keine 
Alternative zur Sicherung des Arbeitsverhältnisses gegenüber der Kündigung als 
Ultima Ratio hätte identifiziert werden können. Dies stellt in der Praxis eine hohe 
Hürde für die Wirksamkeit krankheitsbedingter Kündigungen und damit gleich¬ 
zeitig einen Anreiz für Arbeitgeber dar, ein BEM durchzuführen. 
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26. Wie wird die Bundesregierung die Beratung und Vermittlung von Menschen 
mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen verbessern? 

27. Welchen Stellenwert nimmt dabei seitens der Bundesregierung eine Bera¬ 
tung im Sinne eines Peer Counselling (Betroffene beraten Betroffene) ein? 

Die Fragen 26 und 27 werden gemeinsam beantwortet. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales fördert zur Stärkung der Selbst¬ 
bestimmung und Eigenverantwortung von Menschen mit Behinderungen seit dem 
1. Januar 2018 auf der gesetzlichen Grundlage von § 32 SGB IX und der Förder¬ 
richtlinie zur Durchführung einer Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung 
vom 30. Mai 2017 von Leistungsträgern und Leistungserbringern unabhängige 
Beratungsangebote. Sie unterstützen bei Fragen zur Rehabilitation und Teilhabe. 
Sie sind unentgeltlich und stehen allen Menschen mit (drohenden) Behinderun¬ 
gen und ihren Angehörigen offen. 

Bei der Auswahl der regionalen Beratungsangebote wurde die Beratungsmethode 
des „Peer Counseling“ als Auswahlkriterium besonders berücksichtigt. Es ist ein 
wichtiges Anliegen der Bundesregierung, die Beratungsmethode des „Peer Coun¬ 
seling“ auszubauen. Flierbei sollen soweit wie möglich Selbstbetroffene als Be¬ 
rater tätig werden. 


28. Warum hat die Bundesregierung bisher nicht ausschließlich und einheitlich 
die Bundesagentur für Arbeit als zuständig für die Beratung, Rehabilitation 
und Vennittlung von arbeitsuchenden und arbeitslosen Menschen mit Be¬ 
hinderungen erklärt? 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) ist auch für erwerbsfähige behinderte Leis¬ 
tungsberechtigte des SGB II der zuständige Rehabilitationsträger für die Leistun¬ 
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben, sofern nicht ein anderer Rehabilitationsträger 
wie beispielsweise die Deutsche Rentenversicherung zuständig ist. 

Die Deutsche Rentenversicherung ist für die Erbringung der Leistungen zur Teil¬ 
habe am Arbeitsleben zuständig, wenn die Versicherten die versicherungsrechtli¬ 
chen Voraussetzungen der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt haben (z. B. 
Erfüllung der Wartezeit von 15 Jahren). Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeits¬ 
leben werden passgenau erbracht, um gemäß dem Grundsatz „Reha vor Rente“ 
eine erhebliche Gefährdung der Erwerbsfähigkeit abzuwenden bzw. eine bereits 
geminderte Erwerbsfähigkeit zu verbessern oder wiederherzustellen. Insofern ist 
die Deutsche Rentenversicherung gegenüber der BA der vorrangig zuständige 
Rehabilitationsträger und zwar unabhängig von der Frage, ob die Rehabilitanden 
erwerbstätig oder arbeitslos sind und ob bei ihnen eine Behinderung vorliegt. Die 
Vermittlungstätigkeit der BA bleibt davon jedoch unberührt. 

Die Verteilung der Aufgabenverantwortung zwischen BA und Jobcentem und das 
Verfahren ihrer Zusammenarbeit im Bereich der beruflichen Rehabilitation, ein¬ 
schließlich einzuhaltender Fristen, sind im SGB IX geregelt (vgl. § 6 SGB IX). 

Eine Übertragung der VermittlungsVerantwortung sowie der Leistungs- und Fi¬ 
nanzierungsverantwortung für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben von 
den Jobcentem auf die BA würde neue Schnittstellen schaffen. Denn die Zustän¬ 
digkeit für die Erbringung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts an 
Rehabilitanden aus dem Rechtskreis SGB II läge weiterhin bei den Jobcentem. 
Insoweit würden die Rehabilitanden ihre Leistungen nicht aus einer Hand erhal¬ 
ten. Hinzu kommt, dass auch die Aufgabe, potenzielle Rehabilitanden zu identi¬ 
fizieren, weiterhin bei den Jobcentem verbliebe. 
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Hinsichtlich der in der Frage angesprochenen Beratung und Vermittlung von ar¬ 
beitsuchenden und arbeitslosen Menschen mit Behinderungen ist Folgendes zu 
sagen: Die BA hat allen Menschen, die am Erwerbsleben teilnehmen oder teil¬ 
nehmen wollen, Berufsberatung anzubieten (vgl. § 29 SGB III). Berufsberatung 
umfasst unter anderem die Erteilung von Auskunft und Rat zur Berufswahl, zur 
beruflichen Entwicklung und zum Berufswechsel, zu den Möglichkeiten der be¬ 
ruflichen Bildung, zur Ausbildungs- und Arbeitsstellensuche sowie zur Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarkts (vgl. § 30 SGB III). 


29. Wie viele beschäftigte Menschen mit Behinderungen haben laut Bundesre¬ 
gierung keinen barrierefreien Arbeitsplatz? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Daten vor. 


30. Inwieweit wird die Bundesregierung die Arbeitsstättenverordnung auf 
Grundlage umfassender Barrierefreiheit und des universellen Designs gemäß 
der UN-Behindertenrechtskonvention überarbeiten, unabhängig davon, ob 
Menschen mit Behinderungen tatsächlich beschäftigt werden? 

Die Bundesregierung hat mit § 3a Absatz 2 der Arbeitsstättenverordnung 
(ArbStättV) geregelt, dass Arbeitgeber, die Menschen mit Behinderungen be¬ 
schäftigen, die Arbeitsstätten so einrichten und betreiben müssen, dass die beson¬ 
deren Belange der Beschäftigten mit Behinderungen im Hinblick auf Sicherheit 
und Gesundheitsschutz berücksichtigt werden. 

Im Hinblick auf Arbeitsplätze ist grundsätzlich eine individuelle Betrachtung und 
Bewertung durch den Arbeitgeber erforderlich, um auf die spezifischen Anforde¬ 
rungen von Beschäftigten mit Behinderungen einzugehen und die Arbeitsplätze 
entsprechend den jeweiligen konkreten Bedürfnissen der Beschäftigten mit Be¬ 
hinderungen einzurichten und zu betreiben. 

Im Bereich der Barrierefreiheit konkretisiert die Technische Regel für Arbeits¬ 
stätten (ASR) V3a.2 „Barrierefreiheit“ die entsprechenden Anforderungen der 
Verordnung über Arbeitsstätten. Die ASR werden vom Ausschuss für Arbeits¬ 
stätten (ASTA) ermittelt bzw. angepasst und vom Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales im Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt gemacht. Der ASTA ist 
mit Vertretern der Sozialpartner, der gesetzlichen Unfallversicherung, der Län¬ 
derbehörden und der Wissenschaft besetzt. 

In der ASR V3a.2 „Barrierefreiheit“ werden Regelungen zu Themenbereichen 
getroffen, die in Hinblick auf die Bedürfnisse von Beschäftigten mit Behinderun¬ 
gen in Arbeitsstätten von Bedeutung sind. Die ASR wird fortlaufend aktualisiert, 
um neuen Entwicklungen und Anforderungen Rechnung zu tragen, die dem Stand 
der Technik entsprechen. Zuletzt wurde die ASR V3a.2 im Mai dieses Jahres ak¬ 
tualisiert. Arbeitsstätten, die öffentlich zugänglich sind, müssen in den dem all¬ 
gemeinen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen zudem nach der 
Musterbauverordnung der Länder stets barriereffei ausgeführt sein. 

Die Bundesregierung sieht derzeit keine Notwendigkeit, die bestehenden Anfor¬ 
derungen zur Barrierefreiheit in der ArbStättV zu ändern. Die Regelungen zur 
Barriereffeiheit in der ArbStättV stehen im Einklang mit den Vorgaben der UN- 
Behindertenrechtskonvention (Artikel 9 UN-BRK) im Hinblick auf die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz von Beschäftigten mit Behinderungen in Arbeitsstät¬ 
ten und gewährleisten die individuelle Zugänglichkeit und Nutzbarkeit. 
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31. Inwiefern ist aus Sicht der Bundesregierung § 117 Absatz 1 Nummer 1 a des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III - Arbeitsforderung) vor dem 
Hintergrund der Inklusionsanforderungen der UN-Behindertenrechtskon- 
vention noch zeitgemäß, oder sollten nicht viel mehr im Sinne einer wohnor¬ 
tnahen oder betriebsnahen und bedarfsgerechten Rehabilitation auch ambu¬ 
lante sowie inklusive Angebote ermöglicht und zur Verfügung gestellt wer¬ 
den? 

Die Gewährung der Förderleistungen durch die Bundesagentur für Arbeit erfolgt 
nach dem Grundsatz „so normal wie möglich und so speziell wie nötig“. Ziel ist 
es, vorrangig eine berufliche Integration oder Ausbildung mit allgemeinen För¬ 
derleistungen zu erreichen. Nur wenn dies nicht erreichbar ist, sind behinderungs¬ 
spezifische Förderangebote notwendig, die die Dienstleistungen der Bundesagen¬ 
tur für Arbeit in der Orientierung, Beratung, Förderung und Vermittlung ergänzen 
und die individuellen Bedürfnisse des Einzelnen bestmöglich berücksichtigen. 

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben erfolgt auf der Grundlage des soge¬ 
nannten Profilings eine einzelfallbezogene Prüfung durch die Bundesagentur für 
Arbeit über Art und Umfang der notwendigen Maßnahmen, differenziert nach 
allgemeinen Maßnahmen, rehaspezifischen Maßnahmen oder Maßnahmen in 
Reha-Einrichtungen. Die Leistungen nach § 117 Absatz 1 Nummer la SGB III 
sind der höchsten Förderkategorie III zuzuordnen. Diese Maßnahmen haben im 
Gegensatz zu den Maßnahmen nach § 117 Absatz 1 Nummer 1 b SGB III der För¬ 
derkategorie II höhere Anforderungen an bauliche und sachliche Ausstattungen 
als auch personelle Unterstützungsangebote. Folglich bieten die Maßnahmen 
nach § 117 Absatz 1 Nummer la SGB III ein umfangreiches individuelles Unter¬ 
stützungsangebot, welches in den Maßnahmen der Förderkategorien II und I nicht 
möglich ist. Durch diese Fördersystematik wird sichergestellt, dass eine indivi¬ 
duelle und bedarfsgerechte Förderung von Menschen mit Behinderungen erfol¬ 
gen kann und somit die besten Voraussetzungen für eine erfolgreiche Integration 
in den Arbeitsmarkt geschaffen werden. Folglich widerspricht die Förderung mit 
Maßnahmen nach § 117 Absatz 1 Nummer la SGB III nicht dem Gedanken der 
Inklusion, sondern ennöglicht vielmehr eine dauerhafte inklusive Teilhabe am 
Arbeitsleben. 

In den letzten Jahren wurde zudem das Unterstützungsangebot erweitert und ab¬ 
gerundet. Neben dem bereits etablierten Angebot der „Verzahnten Ausbildung 
mit Berufsbildungswerken“ sind in den vergangenen Jahren weitere Angebote ei¬ 
ner betriebsnahen, inklusiven Förderung eingeführt worden. Nach der „begleite¬ 
ten betrieblichen Ausbildung" und der „Assistierten Ausbildung“ wurde mit der 
Teilhabebegleitung ein weiteres Instrument zur Förderung der Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen eingeführt. 
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32. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Inklusionsbe¬ 
triebe bzw. -unternehmen (früher Integrationsbetriebe bzw. -unternehmen) 
in den vergangenen fünf Jahren entwickelt (bitte pro Jahr, nach Bundeslän¬ 
dern und bundesweit insgesamt angeben)? 


Die Zahl der Inklusionsbetriebe/-untemehmen hat sich von 2012 bis 2016 wie 
folgt entwickelt: 


Bundesland 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Baden-Württemberg 

76 

75 

97 

80 

81 

Bayern 

86 

88 

86 

84 

91 

Bremen 

3 

7 

9 

10 

13 

Hamburg 

6 

7 

11 

8 

11 

Hessen 

43 

47 

48 

50 

52 

Niedersachsen 

23 

34 

37 

41 

48 

Nordrhein-Westfalen-Rheinland 

95 

118 

109 

117 

130 

Nordrhein-Westfalen - Westfalen-Lippe 

125 

144 

154 

159 

158 

Rheinland-Pfalz 

73 

72 

71 

73 

71 

Saarland 

11 

11 

12 

11 

11 

Schleswig-Holstein 

17 

17 

18 

17 

19 

Berlin 

33 

35 

38 

38 

37 

Brandenburg 

24 

27 

28 

29 

28 

Mecklenburg-Vorpommern 

17 

23 

16 

20 

23 

Sachsen 

50 

51 

52 

53 

55 

Sachsen-Anhalt 

18 

21 

27 

28 

23 

Thüringen 

26 

22 

29 

29 

36 

Bundesgebiet gesamt 

726 

799 

842 

847 

887 


Quelle: Jahresbericht der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel¬ 
len (B1H). 


Daten für das Jahr 2017 liegen noch nicht vor. 
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33. Wie viele Menschen mit Behinderungen waren nach Kenntnis der Bundes¬ 
regierung in den vergangenen fünf Jahren in Inklusionsbetrieben bzw. -un¬ 
ternehmen beschäftigt (bitte pro Jahr, nach Bundesländern und bundesweit 
insgesamt angeben)? 

Die Zahl der beschäftigten schwerbehinderten Menschen in Inklusionsbetrieben/ 
-unternehmen hat sich in den Jahren von 2012 bis 2016 wie folgt entwickelt: 


Bundesland 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Baden-Württemberg 

1.244 

1.276 

1.452 

1.538 

1.535 

Bayern 

1.883 

1.917 

1.945 

1.776 

1.842 

Bremen 

12 

59 

65 

70 

79 

Hamburg 

76 

86 

93 

108 

117 

Hessen 

897 

847 

805 

848 

854 

Niedersachsen 

423 

378 

416 

447 

514 

Nordrhein-Westfalen- 

Rlieinland 

1.204 

1.338 

1.279 

1.342 

1.503 

Nordrhein-Westfalen - 
Westfalen-Lippe 

1.461 

1.664 

1.752 

1.989 

2.126 

Rheinland-Pfalz 

847 

839 

881 

928 

893 

Saarland 

92 

102 

97 

98 

88 

Schleswig-Holstein 

268 

177 

232 

289 

284 

Berlin 

584 

597 

666 

638 

621 

Brandenburg 

218 

266 

260 

287 

288 

Mecklenburg-V orpommern 

104 

142 

140 

134 

135 

Sachsen 

553 

571 

641 

643 

648 

Sachsen-Anhalt 

126 

90 

108 

113 

112 

Thüringen 

172 

199 

220 

195 

320 

Bundesgebiet gesamt 

10.164 

10.548 

11.052 

11.443 

11.959 


Quelle: Jahresbericht der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestel¬ 
len (BIH). 


Daten für das Jahr 2017 liegen noch nicht vor. 
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34. Wie viele Menschen mit Behinderungen waren nach Kenntnis der Bundes¬ 
regierung in den vergangenen fünf Jahren in „Werkstätten für behinderte 
Menschen“ (WfbM) tätig (bitte getrennt pro Jahr, nach Bundesländern, nach 
Werkstattbereichen und bundesweit insgesamt angeben)? 

Die Zahl der Werkstattbeschäftigten in den Jahren von 2012 bis 2016 kann der 
folgenden Übersicht entnommen werden. Eine nach Ländern differenzierte Dar¬ 
stellung ist nur für die im Arbeitsbereich der Werkstätten beschäftigten Menschen 
mit Behinderungen möglich. 


Bundesland 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Baden-Württemberg 

29.383 

29.861 

30.157 

30.296 

30.296 

Bayern 

33.234 

34.319 

34.703 

34.437 

34.480 

Bremen 

2.691 

2.685 

2.744 

2.682 

2.635 

Hamburg 

3.588 

3.694 

3.706 

3.733 

3.726 

Hessen 

17.602 

17.773 

18.558 

18.023 

18.436 

Niedersachse 

28.077 

27.630 

29.197 

29.651 

29.833 

Nordrhein-Westfalen 

63.724 

65.539 

68.133 

71.031 

71.031 

Rheinland-Pfalz 

12.808 

12.984 

13.187 

13.347 

13.561 

Saarland 

3.424 

3.399 

3.515 

3.517 

3.767 

Schleswig-Holstein 

11.026 

11.026 

11.026 

11.483 

11.483 

Berlin 

7.541 

7.507 

7.526 

7.656 

7.878 

Brandenburg 

11.024 

10.486 

11.346 

11.346 

11.511 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

7.900 

7.886 

8.033 

8.084 

8.060 

Sachsen 

15.795 

15.795 

15.795 

15.989 

15.989 

Sachsen-Anhalt 

10.799 

11.016 

11.016 

11.118 

11.105 

Thüringen 

9.495 

9.472 

9.949 

9.486 

9.353 

Bundesgebiet gesamt 

268.111 

271.072 

278.591 

281.969 

283.144 


Quelle: Berechnung auf der Grundlage der Meldungen zur Erstattung der Rentenversicherungsbei¬ 
träge gemäß § 4 Aufwendungserstattungsverordnung. 


Daten für das Jahr 2017 liegen noch nicht vor. 

Die Entwicklung der Rehabilitanden im Eingangsverfahren und im Berufsbil¬ 
dungsbereich in der Leistungsträgerschaft der Bundesagentur für Arbeit und der 
Deutschen Rentenversicherung stellt sich in diesen Jahren wie folgt dar: 


Leistungsträger 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Bundesagentur für Arbeit 

23.958 

23.759 

22.931 

22.711 

23.273 

Rentenversicherung 

10.560 

10.062 

10.314 

9.896 

9.614 

Gesamt 

34.518 

33.821 

33.278 

32.607 

32.887 


Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit und Deutsche Rentenversicherung Bund. 
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35. Wie viele Menschen mit Behinderungen (nach Zahlen und in Prozent) wur¬ 
den nach Kenntnis der Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren von 
einer WfbM auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt (bitte getrennt pro 
Jahr, nach Bundesländern und bundesweit insgesamt angeben)? 

Daten über den Übergang von Menschen mit Behinderungen aus den Werkstätten 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt werden bisher nicht erhoben. Im Zusammen¬ 
hang mit den durch das BTHG neu eingeführten Instrumenten zur Teilhabe am 
Arbeitsleben, die am 1. Januar 2018 in Kraft getreten sind, wird auch zu klären 
sein, inwieweit es zielführend ist, regelmäßig Daten zum Übergang auf den all¬ 
gemeinen Arbeitsmarkt zu erheben. 


36. Wie viele Menschen mit Behinderungen haben nach Kenntnis der Bundes¬ 
regierung seit Einführung der Unterstützten Beschäftigung diese Leistungs¬ 
form in Anspruch genommen (bitte pro Jahr und insgesamt aufführen)? 

Vergleichbare Daten aller Träger der Rehabilitation, die die Maßnahme Unter¬ 
stützte Beschäftigung nach § 55 SGB IX erbringen, liegen nicht vor. 

Im Bereich der Bundesagentur für Arbeit hat sich die Zahl der Eintritte in Unter¬ 
stützte Beschäftigung seit der Einführung nahezu verdoppelt. Im Jahr 2009 lag 
der Wert bei 1 659 (darunter 649 schwerbehinderte Menschen), im Jahr 2017 bei 
3 120 (darunter 1 274 schwerbehinderte Menschen, vgl. Anlage 5.” Die durch¬ 
schnittlichen Teilnehmerbestände liegen - nach starken Zuwächsen in der Ein¬ 
führungsphase - bei rund 3 200 (schwerbehinderte Menschen 1 200) mit zuletzt 
wieder steigender Tendenz. 

Nach der Statistik der Deutschen Rentenversicherung wurden folgende individu¬ 
elle betriebliche Qualifizierungen im Rahmen Unterstützter Beschäftigung ge¬ 
leistet (Erfassung der im jeweiligen Kalenderjahr abgeschlossenen Teilhabeleis¬ 
tungen): 


Jahr 

abgeschlossene Leistungen 

2009 

Nicht erfasst 

2010 

Nicht erfasst 

2011 

9 

2012 

17 

2013 

23 

2014 

46 

2015 

85 

2016 

116 

2017 

153 

insgesamt 

449 


Die Leistungserbringung im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt 
im Rahmen von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auf der Grundlage von 
§ 16 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) i. V. m. §49 Absatz 3 
Nummer 3 SGB IX. Aufgrund der Zielstellung der Unterstützten Beschäftigung 
einerseits sowie der Teilhabeleistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und 


Von einer Drucklegung der Anlage wurde abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/4157 auf der Intemetseite des Deutschen 
Bundestages abrufbar. 
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der damit verbundenen Zugangsvoraussetzungen andererseits ist die Anzahl der 
Leistungen jedoch vergleichsweise gering. Dementsprechend setzt eine Leis¬ 
tungserbringung voraus, dass die bereits geminderte Erwerbsfähigkeit der Men¬ 
schen mit Behinderungen durch die Leistungen voraussichtlich wesentlich gebes¬ 
sert oder wiederhergestellt werden kann. Zudem müssen die versicherungsrecht¬ 
lichen Voraussetzungen der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt sein (z. B. 
Erfüllung der Wartezeit von 15 Jahren), so dass zuvor bereits eine sozialversiche¬ 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
ausgeübt wurde. Anstelle einer Unterstützten Beschäftigung kommen deshalb 
auch alternative Leistungen im Rahmen von Leistungen zur Teilhabe am Arbeits¬ 
leben in Betracht. 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung schalten in komplexen Rehabili¬ 
tationsfällen ihre Reha-Manager und Reha-Managerinnen ein. Diese stellen si¬ 
cher, dass individuell auf den Bedarf zugeschnittene Reha- und Teilhabeleistun¬ 
gen in Abstimmung mit den Betroffenen erfolgen. Dabei ist immer das erste Ziel, 
die Versicherten nach einem Arbeitsunfall möglichst wieder an ihrem bisherigen 
Arbeitsplatz (ggf. mit technischen oder anderen Hilfen oder Training/Qualifizie¬ 
rung) zu reintegrieren. Ist dies nicht möglich, wird versucht einen geeigneten Ar¬ 
beitsplatz im selben Unternehmen zu finden, so dass zumindest kein Arbeitgeber¬ 
wechsel erforderlich wird. Wenn auch dies nicht machbar ist, soll eine schnellst¬ 
mögliche Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit allen dazu erforder¬ 
lichen Hilfestellungen (einschl. evtl. Qualifizierung u. ä.) erfolgen. Nur wenn all 
dies nicht greift, kommt ggf. der sogenannte „Zweite“ Arbeitsmarkt in Betracht. 
Zudem ist die Re-Integrationsquote Unfallverletzter mit über 90 Prozent (leich¬ 
tere Verletzungen eingerechnet) sehr hoch. Vor diesem Hintergrund ist das In¬ 
strument der „Unterstützten Beschäftigung“ nur eine von vielen Möglichkeiten, 
denen sich die Unfallversicherungsträger im Bereich der Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben bedienen können. 


37. Welchen Stellenwert weist die Bundesregierung dieser Leistungsfonn zu, 
und welche Maßnahmen wurden und werden ergriffen, um die Unterstützte 
Beschäftigung zu bewerben? 

Die Unterstützte Beschäftigung wurde zum 1. Januar 2009 in § 38a SGB IX 
(jetzt: § 55 SGB IX) mit dem ausdrücklichen Ziel eingeführt, dass mehr Men¬ 
schen mit Behinderungen die Möglichkeit haben sollen, außerhalb einer Werk¬ 
statt für behinderte Menschen zu arbeiten. Sie ermöglicht insbesondere Jugendli¬ 
chen, für die auf Grund ihrer Behinderung keine Ausbildung in Betracht kommt, 
die aber auch nicht das Angebot der Werkstätten für behinderte Menschen benö¬ 
tigen, eine passgenaue Arbeitsstelle zu finden. Die Unterstützte Beschäftigung ist 
insofern eine wichtige in Betracht zu ziehende Alternative für den Übergang von 
der Schule in das Erwerbsleben im Rahmen der beruflichen Orientierung von 
schwerbehinderten Schülerinnen und Schülern, insbesondere mit sonderpädago¬ 
gischem Förderbedarf. Die Bundesregierung fördert mit 80 Mio. Euro aus dem 
Ausgleichsfonds im Rahmen der Initiative Inklusion den Aufbau und die Weiter¬ 
entwicklung von Strukturen und Maßnahmen zur verbesserten beruflichen Orien¬ 
tierung für diesen Personenkreis. Dies trägt auch dazu bei, das Instrument der 
Unterstützten Beschäftigung bei der potenziellen Zielgruppe bekannt zu machen. 

Die Unterstützte Beschäftigung ist ein Instrument, das auch Menschen mit sehr 
starken Leistungseinschränkungen eine Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allge¬ 
meinen Arbeitsmarkt ermöglichen kann. Die Bundesregierung ist insofern sehr 
interessiert daran, dass dieses Instrument im Grenzbereich zwischen Werkstatt 
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und allgemeinen Arbeitsmarkt nachhaltig gut funktioniert und unterstützt dies 
durch folgende Förderungen von Projekten der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Unterstützte Beschäftigung e. V. mit Mitteln des Ausgleichsfonds: 

• Projekt „Fachkompetenz in Unterstützter Beschäftigung“ 

Dieses Projekt wurde vom 1. Januar 2011 bis zum 30. Juni 2014 durchgeführt 
und mit 724 850 Euro gefordert. Das Projekt hatte zum Ziel, einen regelmäßi¬ 
gen Erfahrungsaustausch zwischen allen an der Durchführung des Förderin¬ 
struments Beteiligten durchzuführen, um die Einführung des Instruments fach¬ 
lich zu flankieren. 

• Projekt „Unterstützte Beschäftigung - Nachhaltigkeit und Sicherung der Teil¬ 
habe am Arbeitsleben“ 

Dieses mit 680 267 Euro geförderte Projekt wird seit dem 1. Juni 2015 durch¬ 
geführt und läuft noch bis zum 30. November 2018. Das Projekt konzentriert 
sich auf verschiedene Bereiche der Unterstützten Beschäftigung nach § 55 
SGB IX. Ziel ist insbesondere, die Berufsbegleitung, begleitende Hilfen, die 
Arbeitsplatzsicherung und die Qualitätssicherung der individuellen betriebli¬ 
chen Qualifizierung im Rahmen der Unterstützten Beschäftigung zu verbes¬ 
sern. 


38. Warum ist die Unterstützte Beschäftigung nach Einschätzung der Bundesre¬ 
gierung eine befristete Leistung, und liegt möglicherweise in dieser Befris¬ 
tung der Grund für die zurückhaltende Inanspruchnahme? 

Die Unterstützte Beschäftigung nach § 55 SGB IX ist eine Leistung zur Teilhabe 
am Arbeitsleben und damit eine Leistung der beruflichen Rehabilitation. Leistun¬ 
gen zur beruflichen Rehabilitation sollen die Erwerbsfähigkeit erhalten, verbes¬ 
sern oder wiederherstellen und dadurch Chancen zur Eingliederung bzw. Wieder¬ 
eingliederung in das Erwerbsleben eröffnen. Sie sind daher grundsätzlich zeitlich 
befristet. 

Im konkreten Fall der Unterstützten Beschäftigung soll die Leistung durch eine 
individuelle betriebliche Qualifizierung auf einem konkreten Arbeitsplatz mit 
Unterstützung durch einen Job-Coach dazu führen, dass der Arbeitgeber im An¬ 
schluss an die Reha-Maßnahme ein sozialversicherungspflichtiges Beschäfti¬ 
gungsverhältnis mit der/dem erfolgreich Qualifizierten schließt. Ein Zeitraum 
von in der Regel bis zu zwei Jahren ist für die Qualifizierung für eine Anlemtä- 
tigkeit angemessen. 

Ist ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis erreicht, aber zur 
Sicherung der Beschäftigung weiterhin eine Unterstützung am Arbeitsplatz erfor¬ 
derlich, wird diese in der Form der Berufsbegleitung in der Regel durch die In¬ 
tegrationsämter erbracht. Die Dauer dieser Unterstützung richtet sich danach, wie 
lange diese Unterstützung aufgrund der Art und der Schwere der Behinderung 
notwendig ist. Es gibt dabei grundsätzlich keine zeitliche Beschränkung, also 
keine Befristung. 

Ein spezifischer Zusammenhang zwischen der Ausgestaltung der Leistung „Un¬ 
terstützte Beschäftigung“ und der Inanspruchnahme dieser Leistung wird nicht 
gesehen. 
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39. Wie viele Budgets für Arbeit wurden seit dem 1. Januar 2018 mit welchem 
Fördersatz gewährt (bitte nach Bundesländern und bundesweit insgesamt an¬ 
geben)? 

Daten zur Inanspruchnahme der Leistung des Budgets für Arbeit seit dem Inkraft¬ 
treten am 1. Januar 2018 liegen noch nicht vor. Die Daten werden in der Finan¬ 
zuntersuchung im Rahmen des Artikels 25 Absatz 4 BTFIG erhoben, erste Ergeb¬ 
nisse werden frühestens im Jahr 2019 zu erwarten sein. 


40. Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung darüber vor, wie das Budget 
für Arbeit in den verschiedenen Bundesländern ausgestaltet wird und welche 
Fördersätze dort angesetzt werden? 

Die Länder können durch Landesrecht von dem in § 61 Absatz 2 Satz 2 SGB IX 
als Obergrenze festgelegten Prozentsatz der Bezugsgröße nach oben abweichen 
(§ 61 Absatz 2 Satz 4 SGB IX). Der Bundesregierung ist bekannt, dass dies bis¬ 
lang in Bayern erfolgt ist. Mit dem dortigen Ausführungsgesetz ist die Ober¬ 
grenze auf 48 Prozent festgelegt worden. Inwieweit andere Länder ebenfalls eine 
nach oben abweichende Obergrenze festgelegt haben oder festlegen wollen, ist 
nicht bekannt. 


4L Was unternimmt die Bundesregierung zusammen mit den Bundesländern, 
um den Anspruch auf diese neue Leistungsform für ein Budget für Arbeit bei 
den zuständigen Leistungserbringern und -trägem sowie bei den Menschen 
mit Behinderungen bekannt zu machen und deren Umsetzung zu fördern? 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat eine Broschüre in leichter 
Sprache herausgegeben („Bundesteilhabegesetz - Neue Regelungen für Werkstät¬ 
ten für behinderte Menschen“, www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/ 
a769-bundesteilhabegesetz-in-leichter-sprache.html), in der über die neuen Mög¬ 
lichkeiten informiert wird. Inwieweit Kostenträger ähnliche Informationen bereit¬ 
stellen, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


42. In welcher Weise sichert die Bundesregierung das Selbstbestimmungsrecht 
der Menschen mit Behinderungen, wenn diese ein Budget für Arbeit in An¬ 
spruch nehmen, bei der Wahl der Assistenzkraft bzw. der Unterstützungs¬ 
person, die diese Menschen bei der Erreichung und beim Erhalt des Arbeits¬ 
platzes auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Wahl einer Unterstützung zur 
Begleitung und Betreuung am Arbeitsplatz in erster Linie Sache des Menschen 
mit Behinderungen oder des Arbeitgebers sein muss, der diesen Menschen be¬ 
schäftigt. Deswegen ist die Bundesregierung dem Anliegen der Länder im Ge¬ 
setzgebungsverfahren zum Bundesteilhabegesetz, die Begleitung und Betreuung 
der Menschen mit Behinderungen am Arbeitsplatz als Aufgabe der Integrations¬ 
fachdienste zu beschreiben und damit in den Aufgabenkatalog der Integrations¬ 
fachdienste (§ 192 Absatz 2 SGB IX- neu) aufzunehmen, in ihrer Gegenäuße¬ 
rung zu der Stellungnahme des Bundesrates nicht gefolgt. Denn auch andere 
Handlungsaltemativen können sinnvoll sein. Außerdem ist die Auswahl der not¬ 
wendigen Unterstützung Gegenstand des Teilhabe- bzw. Gesamtplanverfahrens, 
in dem die betroffene Person beteiligt ist und ihre Wünsche äußern kann. 
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43. Welche Maßnahmen werden seitens der Bundesregierung in Zusammenar¬ 
beit mit den Bundesländern ergriffen, um Beschäftigten mit Behinderungen 
in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) dabei zu unterstützen, ent¬ 
sprechende sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze zu finden, damit 
diese auch ein Budget für Arbeit in Anspruch nehmen können? 

Die Leistungsträger sind nicht verpflichtet, den Menschen mit Behinderungen, 
die mit Hilfe des Budgets für Arbeit eine Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt anstreben, eine solche Beschäftigung zu suchen (§61 Absatz 5 
SGB IX). In der Praxis dürfte es sich im Wesentlichen um Fälle handeln, in denen 
ein Mensch mit Behinderungen bereits Kontakt mit einem potentiellen Arbeitge¬ 
ber hat, etwa durch eine Beschäftigung auf einem ausgelagerten Arbeitsplatz. 
Hier wird der Leistungsträger, der für die Leistungen zur Beschäftigung in der 
Werkstatt zuständig ist und auch die Leistungen zur Beschäftigung auf dem aus¬ 
gelagerten Arbeitsplatz erbringt, bereit sein, den Menschen mit Behinderungen 
und den in Frage kommenden Arbeitgeber, der die Leistungen beantragen müsste, 
zu beraten. 

Im Übrigen wird, was die Frage nach Maßnahmen der Bundesregierung betrifft, 
auf die Antwort zu Frage 41 verwiesen. 


44. Welche zusätzlichen Maßnahmen und Förderungen wird die Bundesregie¬ 
rung ergreifen, damit die im Neunten Buch des Sozialgesetzbuch festge¬ 
schriebene Aufgabe der WfbM, Menschen mit Behinderungen auf den all¬ 
gemeinen Arbeitsmarkt zu vennitteln, durch diese besser umgesetzt wird? 

§219 Absatz 1 Satz 3 SGB IX verpflichtet die Werkstätten dazu, den Übergang 
geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu fordern. In diesem Zu¬ 
sammenhang hat die Bundesagentur für Arbeit bereits unlängst mit einem Fach¬ 
konzept die Anforderungen an das Eingangsverfahren und den Berufsbildungs¬ 
bereich der Werkstätten für behinderte Menschen mit dem Ziel weiterentwickelt, 
bessere Voraussetzungen für einen Übergang aus der Werkstatt in den allgemei¬ 
nen Arbeitsmarkt zu schaffen. 

Die bisherigen geringen Übergangszahlen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sind 
nach Ansicht der Bundesregierung auch darauf zurückzuführen, dass keine aus¬ 
reichenden Übergangsinstrumente bzw. Alternativen zu den Werkstätten für be¬ 
hinderte Menschen zur Verfügung standen. Vor Inkrafttreten des Bundesteilha¬ 
begesetzes gab es im Grenzbereich zwischen allgemeinem Arbeitsmarkt und den 
Werkstätten die Unterstützte Beschäftigung sowie die Inklusionsbetriebe. Diese 
Instrumente wurden mit dem Bundesteilhabegesetz ergänzt um die Werkstattal - 
temativen „Andere Leistungsanbieter“ und „Budget für Arbeit“. 

Die Bundesregierung erwartet, dass diese neuen Alternativen nach Etablierung 
einen positiven Effekt auf den Übergang von der Werkstatt auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt entfalten werden. 


45. Was ist aus Sicht der Bundesregierung darunter zu verstehen, wenn im Ko¬ 
alitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD steht, dass die WfbM im Sinne 
der Selbstbestimmung der Menschen mit Behinderungen weiterentwickelt 
werden sollen, und welche Maßnahmen und/oder Gesetzesänderungen strebt 
die Bundesregierung an? 

Mit dem BTHG wurden Voraussetzungen geschaffen, um die berufliche Teilhabe 
von Personen zu verbessern, die Anspruch auf Aufnahme in eine Werkstatt für 
behinderte Menschen haben. Vor allem sind in diesem Zusammenhang zu nen¬ 


nen: 
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• Schaffung von Alternativen zu den Werkstätten für behinderte Menschen 
durch Einführung anderer Leistungsanbieter und dem Budget für Arbeit, 

• gesetzliche Verankerung des garantierten Rückkehrrechts in die Werkstatt für 
behinderte Menschen (§ 220 Absatz 3 SGB IX), 

• Durchführung eines Teilhabeplanverfahrens statt des Fachausschusses vor 
Werkstattaufnahme; dadurch konkrete Einbeziehung des Menschen mit Behin¬ 
derung in das Reha-Verfahren, 

• Stärkung der Vertretung der Werkstattbeschäftigten (insbesondere: mehr 
Werkstattratsmitglieder, Einführung der Mitbestimmung, erweiterte Freistel¬ 
lung in großen Werkstätten, Einführung der Frauenbeauftragten), 

• Verbesserung der Einkommenssituation (Erhöhung des Arbeitsforderungsgel¬ 
des von 26 Euro auf 52 Euro monatlich, Erhöhung des Freibetrages bei An¬ 
rechnung des Werkstattentgelts auf Leistungen der Grundsicherung). 

Die 19. Legislaturperiode steht im Zeichen der praktischen Umsetzung und Etab¬ 
lierung dieser und weiterer mit dem BTFIG erfolgten Verbesserungen für die Teil¬ 
habe von Menschen mit Behinderungen. 

Ergänzend dazu sollen zur Umsetzung des in der Frage genannten Auftrages aus¬ 
gehend von der Selbstbestimmung der Menschen mit Behinderungen Aktivitäten 
entfaltet werden, die einerseits auf die Förderung des inklusiven Arbeitsmarktes 
zielen, andererseits aber auch die Weiterentwicklung der Werkstätten für behin¬ 
derte Menschen in den Fokus nehmen. Beispielsweise ist beabsichtigt, mit den 
maßgeblichen Akteuren zu Themen wie der Fortentwicklung der beruflichen Bil¬ 
dung in den Werkstätten in Dialog zu treten, ebenso wie zur bevorzugten Vergabe 
öffentlicher Aufträge an Werkstätten und Inklusionsbetriebe (§ 224 SGB IX). 


46. Welche Ausstiegsstrategien aus WfbM wird die Bundesregierung entwi¬ 
ckeln und umsetzen, wie es der UN-Fachausschuss zur Umsetzung der UN- 
BRK eindeutig formuliert hat? 

Wie mit den anderen abschließenden Bemerkungen aus der Staatenprüfung zur 
UN-BRK setzt sich die Bundesregierung auch mit der Empfehlung des UN-Fach- 
ausschusses, die Werkstätten abzuschaffen und dabei sicherzustellen, dass Men¬ 
schen mit Behinderungen keine Minderungen der gegenwärtig an die Werkstätten 
für behinderte Menschen gebundenen Sozial- und Alters Sicherung erfahren, kon¬ 
struktiv, aber auch kritisch auseinander. Denn die Bundesregierung hat bereits im 
Rahmen des Staatenprüfungsverfahrens deutlich gemacht, dass sie die Werkstät¬ 
ten für behinderte Menschen als Einrichtungen zur Eingliederung behinderter 
Menschen in das Arbeitsleben und zur Teilhabe am Arbeitsleben betrachtet. Da¬ 
her sieht sie die Werkstätten im Gegensatz zum UN-Fachausschuss auch als ver¬ 
einbar mit Artikel 27 UN-BRK an und stellt sie nicht grundsätzlich in Frage. Die 
Bundesregierung plant deshalb nicht, Ausstiegsstrategien zu entwickeln. Mit dem 
BTFIG sind mit der Schaffung der neuen Instrumente „Andere Leistungsanbieter“ 
und „Budget für Arbeit“ aber Alternativen für diejenigen Menschen mit Behin¬ 
derungen geschaffen worden, denen bisher eine Teilhabe am Arbeitsleben nur in 
einer Werkstatt für behinderte Menschen eröffnet war. Diese Menschen haben 
nun mehr Wahlmöglichkeiten. 
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47. Wie haben sich die Entgelte in den WfbM in den vergangenen zehn Jahren 
durchschnittlich entwickelt (bitte getrennt pro Jahr, nach Bundesländern und 
bundesweit insgesamt angeben)? 

Die Entgelte haben sich wie in der nachstehenden Übersicht dargestellt entwickelt 
(Angaben für 2017 liegen noch nicht vor): 


Bundesland 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Baden- 

Württemberg 

165,20 

170,56 

182,13 

176,82 

183,04 

186,89 

184,38 

183,36 

183,55 

183,55 

Bayern 

192,31 

196,65 

195,72 

198,36 

203,51 

211,12 

205,92 

210,01 

215,96 

216,03 

Bremen 

182,66 

189,47 

213,78 

218,29 

224,67 

221,13 

222,74 

219,52 

223,51 

227,36 

Flamburg 

171,22 

194,04 

205,88 

206,17 

205,20 

217,03 

214,87 

217,65 

221,84 

225,69 

Flessen 

141,81 

145,05 

152,95 

156,82 

157,76 

161,06 

162,83 

161,59 

169,22 

170,80 

Niedersachsen 

176,60 

189,78 

189,55 

198,25 

197,31 

198,06 

205,02 

200,50 

198,47 

203,32 

Nordrhein- 

Westfalen 

155,67 

168,90 

167,95 

199,18 

191,83 

204,19 

207,59 

182,73 

181,01 

181,01 

Rheinland- 

Pfalz 

185,40 

211,22 

197,38 

208,80 

218,13 

217,76 

200,21 

211,33 

210,51 

209,58 

Saarland 

205,25 

216,23 

212,60 

200,04 

200,20 

204,69 

208,33 

213,03 

209,25 

201,16 

Schleswig- 

Flolstein 

164,88 

199,35 

202,83 

182,89 

194,33 

205,10 

205,10 

205,10 

190,37 

190,37 

Alte Bundes¬ 
länder gesamt 

168,33 

180,00 

181,65 

192,28 

192,78 

199,65 

199,58 

192,28 

192,25 

192,99 

Berlin 

142,66 

129,54 

130,31 

141,87 

149,15 

144,83 

147,92 

154,27 

150,49 

160,48 

Brandenburg 

110,92 

125,36 

137,70 

130,45 

122,77 

126,80 

135,61 

126,04 

125,63 

134,99 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

128,61 

137,69 

137,16 

131,12 

140,13 

144,16 

146,34 

147,39 

148,68 

152,58 

Sachsen 

114,08 

115,15 

117,98 

120,53 

124,33 

122,19 

122,19 

122,19 

105,82 

105,82 

Sachsen- 

Anhalt 

121,50 

124,13 

133,91 

137,60 

140,44 

143,77 

143,62 

148,39 

140,16 

152,82 

Thüringen 

138,53 

138,97 

144,98 

148,18 

148,56 

153,41 

157,19 

168,94 

164,42 

168,06 

Neue Bundes¬ 
länder gesamt 

121,47 

126,47 

132,44 

132,22 

133,69 

135,89 

138,63 

140,00 

137,76 

138,25 

Bundes- 

gebiert 

158,49 

167,92 

170,50 

178,96 

179,65 

185,03 

185,86 

180,72 

179,27 

181,25 


Quelle: Berechnung auf der Grundlage der Meldungen zur Erstattung der Rentenversicherungsbeiträge gemäß § 4 Aufwendungserstattungs¬ 
verordnung. 


48. Steht aus Sicht der Bundesregierung das Entgeltsystem der WfbM im Ein¬ 
klang mit der UN-BRK, und erachtet sie die Bezahlung der Beschäftigten 
mit Behinderungen als ausreichend, oder erkennt die Bundesregierung hier 
weiteren Änderungsbedarf, und wenn ja, welchen? 

Auf die Antwort zu Frage 51 wird verwiesen. 
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49. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
im Vergleich dazu aus den teils übermäßig hohen Bezügen von WfbM- 
Leiterinnen und WfbM-Leitern, wie beispielsweise zuletzt in Duisburg ein 
Fall bekannt wurde (Artikel vom 23. Juli 2018 in der WAZ: www.waz. 
de/staedte/duisburg/cdu-zu-werkstattchefin-bestuerzt-ueber-unangemessene- 
bezuege-id214906809.html)? 

50. Erkennt die Bundesregierung diese übermäßig hohen Bezüge von Leiterin¬ 
nen und Leitern einer WfbM als sittenwidrig an, und sollten hier nicht mit 
den Selbstvertretungsorganisationen, Vereinen und Verbänden von Men¬ 
schen mit Behinderungen sowie den Werkstatträten zusammen Maximalbe¬ 
züge festgelegt werden? 

Die Fragen 49 und 50 werden gemeinsam beantwortet. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Bundesarbeitsgemeinschaft Werk¬ 
stätten für behinderte Menschen e. V. (Veröffentlichung auf www.bagwfbm.de 
am 9. August 2018), dass ein Gehalt für eine Leistungsposition in dieser Flöhe 
nicht branchenüblich ist und auch das Gemeinnützigkeitsrecht die Zahlung von 
einer unangemessen hohen Vergütung als sogenannte Mittelfehlverwendung an¬ 
sieht. Die Bundesregierung wird die Angelegenheit weiter verfolgen und mögli¬ 
chen Flandlungsbedarf aufgreifen. 


51. Inwiefern plant die Bundesregierung eine Erhöhung der Entgelte der WfbM- 
Beschäftigten aus Steuennitteln des Bundes, und wäre aus Sicht der Bundes¬ 
regierung der Vorschlag der Bundesvereinigung der Werkstatträte, das Ent¬ 
gelt auf 60 Prozent eines Durchschnittseinkommens in der Bundesrepublik 
Deutschland zu erhöhen und alle Anrechnungen bei leistungsbezogenen 
Steigerungsbeträgen und Sonderzahlungen abzuschaffen, ein möglicher 
Weg? 

Das in den Werkstätten für behinderte Menschen gezahlte Arbeitsentgelt ist keine 
staatliche Fürsorgeleistung, sondern die Gegenleistung für die in den Werkstätten 
erbrachte Arbeitsleistung. Diese ist infolge der Art oder Schwere der Behinde¬ 
rungen im Vergleich zu Beschäftigten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in der 
Regel erheblich eingeschränkt. Mit dem BTHG ist der staatliche Anteil an der 
Entlohnung der Werkstattbeschäftigten (Arbeitsförderungsgeld mit Wirkung zum 
1. Januar 2017) von zuvor 26 Euro auf nunmehr 52 Euro monatlich angehoben 
und damit verdoppelt worden. Der Bund trägt von den durch die Erhöhung be¬ 
dingten Mehrkosten die Flälfte. 

Bei einer Erhöhung des Arbeitsentgeltes auf 60 Prozent des Durchschnittsein¬ 
kommens (durchschnittliches Arbeitsentgelt in der Rentenversicherung 2018 = 
37 873 Euro) würde das monatliche Arbeitsentgelt mit 1 893,65 Euro deutlich 
über dem monatlichen Arbeitsentgelt auf der Grundlage des gesetzlichen Min¬ 
destlohnes liegen. Dies könnte als Anreiz für einen Verbleib in der Werkstatt und 
als Hindernis für einen Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt gesehen wer¬ 
den, bei dem ein vormaliger Werkstattbeschäftigter ein solches Einkommen in 
der Regel nicht erzielen dürfte. Bei einem Arbeitsentgelt in dieser Höhe könnte 
auch die bisherige besondere rentenrechtliche Besserstellung von Werkstattbe¬ 
schäftigten in Frage zu stellen sein. 

Die ergänzenden Leistungen der Grundsicherung sind staatliche Leistungen, die 
nach dem „Nachrangprinzip“ sozialer steuerfmanzierter Leistungen nur in Be¬ 
tracht kommen, soweit das eigene Einkommen zur Bestreitung des Existenzmini¬ 
mums nicht ausreicht. Deshalb kommt eine Leistung ohne Berücksichtigung des 
eigenen Einkommens, also der eigenen Leistungsfähigkeit, nicht in Betracht. Im 
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Vergleich zu anderen Beziehern von Leistungen zum Lebensunterhalt und Grund¬ 
sicherung im Alter und bei voller Erwerbsminderung nach dem SGB XII hat der 
Gesetzgeber für die Werkstattbeschäftigten günstigere Regelungen bei der An¬ 
rechnung des Arbeitsentgeltes auf die ergänzenden Leistungen der Grundsiche¬ 
rung geschaffen. Die Anrechnungsfreiheit von erzieltem Einkommen soll bei die¬ 
sem Personenkreis vor allem eine Anerkennung für den trotz der Behinderung 
geleisteten Arbeitseinsatz sein. 


52. Welche Position nimmt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang zur 
Zahlung einer tariflichen Entlohnung in WfbM ein? 

Die in den Werkstätten für behinderte Menschen beschäftigten Menschen mit Be¬ 
hinderungen stehen zu den Trägem der Einrichtungen in einem arbeitnehmerähn¬ 
lichen Rechtsverhältnis (§ 221 Absatz 1 SGB IX). Auf dieses Rechtsverhältnis 
finden tarifvertragsrechtliche Regelungen ebenso wie das Mindestlohngesetz, das 
den Ansprach eines Arbeitnehmers auf Zahlung eines gesetzlich bestimmten 
Mindestarbeitsentgeltes regelt, keine Anwendung. Im Übrigen wird auf die Ant¬ 
wort zu Frage 51 verwiesen. 


53. Wann und in welcher Weise wird die Bundesregierung garantieren, dass 
Menschen, die im Eingangs- oder Berufsbildungsbereich einer WfbM be¬ 
schäftigt werden, auch Anspruch auf Grundsicherung wegen Erwerbsminde¬ 
rung zugesprochen bekommen und ihnen auch entsprechende Leistungen ge¬ 
währt werden? 

Ob einzelne Personen oder Personengrappen leistungsberechtigt in der Grandsi- 
cherang im Alter und bei Erwerbsminderung sind, ergibt sich aus den Vorschrif¬ 
ten des Vierten Kapitels des SGB XII. Leistungsberechtigt sind danach Personen, 
die hilfebedürftig sind, weil sie den durch Grundsicherangsleistung zu deckenden 
notwendigen Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln vollständig decken kön¬ 
nen, sofern sie entweder dauerhaft voll erwerbsgemindert sind oder ein der Re¬ 
gelaltersgrenze entsprechendes Lebensalter erreicht beziehungsweise überschrit¬ 
ten haben. 

Bei Menschen mit Behinderungen, die sich im Eingangsverfahren und im Berafs- 
bildungsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen befinden, liegt eine 
zeitlich befristete volle Erwerbsminderung vor. Ob nach Beendigung des Berafs- 
bildungsbereiches eine dauerhafte volle Erwerbsminderung und damit bei Hilfe¬ 
bedürftigkeit eine Leistungsberechtigung nach dem Vierten Kapitel des SGB XII 
vorliegt, wird im Teilhabeplanverfahren oder durch den Fachausschuss der Werk¬ 
statt festgestellt. Wenn ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeits¬ 
kraft vorhanden und damit ein Übergang in den Arbeitsbereich der Werkstatt 
möglich ist, gelten die Betroffenen nach dem Rentenrecht im SGB VI und in der 
unmittelbaren Folgewirkung auch nach dem Vierten Kapitel des SGB XII als dau¬ 
erhaft voll erwerbsgemindert. 

Während des Durchlaufens von Eingangsverfahren und Berafsbildungsbereich 
besteht deshalb bei Vorliegen von Hilfebedürftigkeit grundsätzlich ein Anspruch 
auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII oder in 
Ausnahmefällen auch auf Sozialgeld nach dem SGB II. Letzteres setzt voraus, 
dass die Betroffenen in einer Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB II leben. 

Allerdings geht einem Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt im Unterschied 
zu einem Anspruch auf Grandsicherang im Alter und bei Erwerbsminderung ein 
Unterhaltsanspruch gegen Unterhaltspflichtige vor. Da es sich bei Personen im 
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Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich meist um junge Erwachsene han¬ 
delt, sind deren Eltern vorrangig unterhaltspflichtig. Sind diese wirtschaftlich aus¬ 
reichend leistungsfähig, um den notwendigen Lebensunterhalt ihres erwachsenen 
Kindes mit Behinderungen decken zu können, besteht kein Anspruch auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt. Dann kann ein Anspruch auf existenzsichernde Leistungen 
in Form von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung erst mit dem 
Übergang in den Arbeitsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen beste¬ 
hen. 

Weil viele Menschen mit Behinderungen während des Durchlaufens von Ein¬ 
gangsverfahren und Berufsbildungsbereich, aber auch zeitlich befristet voll er¬ 
werbsgeminderte Menschen außerhalb der Werkstätten, aufgrund der geltenden 
Rechtslage keinen Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem 
SGB XII haben, wurde in dem für die 19. Wahlperiode zwischen CDU, CSU und 
SPD geschlossenen Koalitionsvertrag ein Prüfauftrag verankert. Dieser sieht vor, 
dass die „unterschiedliche Gewährung existenzsichernder Leistungen bei Men¬ 
schen mit befristeter und dauerhafter Erwerbsminderung“ zu prüfen ist. Diese 
Prüfung erfolgt im Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 


54. Inwiefern wird die Bundesregierung die Unterscheidung zwischen werkstatt¬ 
fähigen und nicht werkstattfähigen Menschen und damit die Zugangsbedin¬ 
gung - das Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung - zu 
einer WfbM aufheben? 

Auf die Antwort zu Frage 21 wird verwiesen. 


55. Plant die Bundesregierung perspektivisch, den arbeitnehmerähnlichen Status 
der Werkstattbeschäftigten aufzuheben? 

Wenn ja, wann? 

Wenn nein, warum nicht? 

Das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis wurde im Jahr 1996 eingeführt, um 
Menschen mit Behinderungen, die in Werkstätten für behinderte Menschen be¬ 
schäftigt sind, die arbeitsrechtlichen und arbeitsschutzrechtlichen Rechtsvor¬ 
schriften und Grundsätze zu gewähren. Auf das arbeitnehmerähnliche Rechtsver¬ 
hältnis finden die arbeitsrechtlichen Vorschriften Anwendung, soweit sie Rechte 
begründen (zum Beispiel über die gesetzlichen Grenzen der Arbeitszeit, Urlaub, 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Entgeltzahlungen an Feiertagen, Eltemzeit 
und Mutterschutz sowie über den Persönlichkeitsschutz und die Elaftungsbe- 
schränkung). Dagegen haben Werkstattbeschäftigte - wegen ihrer Behinderung - 
nicht die für Arbeitsverhältnisse typische Pflicht, auf Weisung des Arbeitgebers 
zu bestimmten Zeiten bestimmte Arbeiten zu verrichten. Bei Arbeitnehmern 
mögliche arbeitsrechtliche Folgen wie Abmahnungen und Kündigung können 
hier nicht eintreten. Ein Werkstattbeschäftigter kann nicht „entlassen“ werden, 
solange die in § 219 Absatz 2 und § 220 SGB IX bestimmten Aufnahme Voraus¬ 
setzungen vorliegen. Das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis ist damit nicht 
ein, wie gelegentlich vertreten, „minderwertiges“ Rechtsverhältnis, sondern bie¬ 
tet den in den Werkstätten beschäftigten Menschen mit Behinderungen den 
Schutz eines Arbeitsverhältnisses ohne dessen Pflichten. Eine Änderung wäre 
nicht im Interesse der behinderten Menschen. 
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56. Inwiefern erachtet die Bundesregierung es als notwendig, den Werkstatträten 
die identischen Rechte zuzuschreiben wie den Betriebsräten zustehen? 

Mit dem BTHG sind in der Werkstätten-Mitwirkungsverordnung zum 1. Januar 
2017 für besonders wichtige Fragen (z. B. Entlohnungsgrundsätze) echte Mitbe¬ 
stimmungsrechte eingeführt worden, bei denen nicht mehr, wie zuvor bei der blo¬ 
ßen Mitwirkung, die Werkstatt für behinderte Menschen das Letztentscheidungs¬ 
recht hat, sondern - wie im übrigen im Recht der betrieblichen Interessenvertre¬ 
tungen — die Vermittlungsstelle. Die Bundesregierung wird abwarten, wie sich 
diese Neuerung bewährt, bevor sie weitere Gesetzesänderungen in Erwägung 
zieht. 


57. In welcher Weise plant die Bundesregierung, die Rechte der Schwerbehin¬ 
dertenvertretungen weiter zu stärken? 

Mit dem BTEIG sind zahlreiche Verbesserungen der Beteiligungs- und Informa¬ 
tionsrechte sowie der Position der Schwerbehindertenvertretungen in Kraft getre¬ 
ten: 

1. Absenkung des Schwellenwertes für die Freistellung der Vertrauensperson von 
derzeit 200 auf 100 schwerbehinderte Beschäftigte im Betrieb, 

2. Staffelung der Schwellenwerte für die Fieranziehung der Stellvertreter nach 
oben, so dass die Vertrauenspersonen in größeren Betrieben mehr Stellvertreter 
heranziehen können als die früher maximal möglichen zwei Stellvertreter, 

3. bei der Fortbildung Wegfall der bisherigen Einschränkung, dass ein Stellver¬ 
treter nur bei ständiger Fieranziehung, bei häufiger Vertretung der Vertrauens¬ 
person auf längere Zeit oder bei absehbarem Nachrücken in das Amt einen An¬ 
spruch hatte, 

4. Übernahme der Kosten auch einer Bürokraft für die Schwerbehindertenvertre¬ 
tung durch den Arbeitgeber in angemessenem Umfang, was zu einer erheblichen 
Entlastung der Vertrauenspersonen für schwerbehinderte Menschen beitragen 
wird, 

5. Schaffüng eines Übergangsmandates bei Betriebsübergang für Schwerbehin¬ 
dertenvertretungen in der gewerblichen Wirtschaft, wie es für den Betriebsrat 
in § 21a BetrVG geregelt ist, 

6. stärkere Verankerung des Inklusionsgedankens im Betriebsverfassungsgesetz 
durch ausdrückliche Aufnahme der Eingliederung schwerbehinderter Men¬ 
schen in die Personalplanung sowie in den Katalog möglicher Themen für eine 
Betriebsvereinbarung, 

7. Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung im Rahmen der Kündigung ei¬ 
nes schwerbehinderten Menschen, verbunden mit der sog. Unwirksamkeits¬ 
klausel (§ 178 Absatz 2 Satz 3 SGB IX), wonach eine Kündigung, die der Ar¬ 
beitgeber ohne eine Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausspricht, 
unwirksam ist. 

Die Wirkungen dieser Regelungen sind zunächst zu beobachten, bevor weitere 

gesetzgeberische Maßnahmen in Betracht gezogen werden. 
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Anlage 1 


Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 


Berichts¬ 

jahr 

Region 

Bestand an Arbeitslosen 

Insgesamt 

darunter 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 

Insgesamt 

darunter 

darunter 

darunter 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


Insgesamt 

2.950.338 

1.069.721 

178.632 

80.140 

2.769.417 

988.752 


Westdeutschland 

2.080.342 

753.949 

133.845 

60.430 

1.944.679 

692.809 


01 Schleswig-Holstein 

101.751 

34.993 

5.306 

2.271 

96.408 

32.708 


02 Hamburg 

71.560 

22.282 

3.412 

1.315 

68.148 

20.967 


03 Niedersachsen 

269.207 

96.975 

13.317 

5.871 

255.772 

91.072 


04 Bremen 

37.198 

16.577 

1.555 

779 

35.643 

15.798 


05 Nordrhein-Westfalen 

762.784 

327.362 

47.247 

24.105 

714.981 

303.040 


06 Hessen 

185.612 

67.288 

13.835 

6.250 

171.178 

60.752 


07 Rheinland-Pfalz 

116.360 

37.567 

6.728 

2.851 

109.600 

34.706 

2013 

08 Baden-Württemberg 

233.956 

71.284 

17.444 

7.215 

216.297 

64.020 


09 Bayern 

264.532 

66.466 

23.005 

8.876 

241.275 

57.496 


10 Saarland 

37.383 

13.155 

1.996 

896 

35.377 

12.252 


Ostdeutschland 

869.995 

315.772 

44.787 

19.710 

824.738 

295.943 


11 Berlin 

210.093 

70.090 

10.685 

4.567 

199.409 

65.523 


12 Brandenburg 

132.329 

55.139 

6.478 

3.086 

125.697 

52.020 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

98.952 

33.203 

5.071 

2.063 

93.863 

31.135 


14 Sachsen 

200.628 

74.988 

10.964 

4.937 

189.616 

70.036 


15 Sachsen-Anhalt 

132.134 

49.284 

4.962 

2.238 

126.988 

47.002 


16 Thüringen 

95.858 

33.068 

6.628 

2.820 

89.166 

30.226 


Insgesamt 

2.898.388 

1.076.752 

181.110 

82.887 

2.716.872 

993.705 


Westdeutschland 

2.074.553 

771.165 

136.712 

63.038 

1.937.484 

707.981 


01 Schleswig-Holstein 

100.957 

37.216 

5.400 

2.452 

95.552 

34.761 


02 Hamburg 

73.663 

23.409 

3.328 

1.283 

70.334 

22.126 


03 Niedersachsen 

267.624 

99.442 

13.682 

6.216 

253.886 

93.217 


04 Bremen 

37.091 

16.157 

1.553 

765 

35.538 

15.392 


05 Nordrhein-Westfalen 

763.213 

332.395 

48.957 

25.279 

714.182 

307.099 


06 Hessen 

184.378 

68.416 

13.840 

6.439 

170.435 

61.917 


07 Rheinland-Pfalz 

115.741 

39.318 

6.973 

3.046 

108.756 

36.268 

2014 

08 Baden-Württemberg 

230.372 

72.506 

17.334 

7.371 

213.003 

65.129 


09 Bayern 

264.603 

68.192 

23.538 

9.210 

240.997 

58.939 


10 Saarland 

36.911 

14.114 

2.106 

977 

34.801 

13.134 


Ostdeutschland 

823.835 

305.586 

44.398 

19.849 

779.388 

285.724 


11 Berlin 

202.927 

66.235 

10.716 

4.415 

192.211 

61.820 


12 Brandenburg 

124.628 

52.573 

6.320 

2.962 

118.302 

49.610 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

93.067 

34.156 

5.126 

2.176 

87.940 

31.979 


14 Sachsen 

187.494 

73.124 

10.865 

5.133 

176.627 

67.990 


15 Sachsen-Anhalt 

125.559 

47.321 

4.920 

2.277 

120.631 

45.042 


16 Thüringen 

90.160 

32.178 

6.451 

2.885 

83.676 

29.283 
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Anlage 1 


Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 


Berichts¬ 

jahr 

Region 

Bestand an Arbeitslosen 

Insgesamt 

darunter 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 

Insgesamt 

darunter 

darunter 

darunter 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


Insgesamt 

2.794.664 

1.039.281 

178.809 

81.855 

2.615.465 

957.325 


Westdeutschland 

2.020.503 

754.130 

135.914 

62.813 

1.884.246 

691.230 


01 Schleswig-Holstein 

97.850 

36.341 

5.329 

2.391 

92.517 

33.949 


02 Hamburg 

73.291 

23.150 

3.347 

1.200 

69.944 

21.951 


03 Niedersachsen 

256.434 

97.038 

13.568 

6.229 

242.802 

90.798 


04 Bremen 

37.355 

16.284 

1.619 

784 

35.737 

15.501 


05 Nordrhein-Westfalen 

744.228 

324.478 

49.283 

25.466 

694.856 

298.990 


06 Hessen 

177.944 

66.984 

13.639 

6.397 

164.217 

60.549 


07 Rheinland-Pfalz 

112.882 

38.558 

7.055 

3.101 

105.811 

35.453 

2015 

08 Baden-Württemberg 

227.098 

71.596 

17.217 

7.458 

209.831 

64.131 


09 Bayern 

256.527 

65.597 

22.791 

8.832 

233.706 

56.762 


10 Saarland 

36.895 

14.104 

2.067 

957 

34.827 

13.147 


Ostdeutschland 

774.162 

285.151 

42.896 

19.042 

731.218 

266.095 


11 Berlin 

194.812 

62.306 

10.335 

4.241 

184.477 

58.064 


12 Brandenburg 

114.873 

49.209 

6.084 

2.902 

108.777 

46.305 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

86.095 

30.832 

4.995 

2.116 

81.100 

28.716 


14 Sachsen 

174.319 

67.920 

10.406 

4.870 

163.910 

63.049 


15 Sachsen-Anhalt 

118.852 

44.879 

4.855 

2.151 

113.984 

42.724 


16 Thüringen 

85.212 

30.005 

6.221 

2.763 

78.971 

27.236 


Insgesamt 

2.690.975 

993.073 

170.508 

78.020 

2.519.990 

914.923 


Westdeutschland 

1.978.672 

726.552 

131.454 

60.328 

1.846.802 

666.112 


01 Schleswig-Holstein 

94.977 

34.935 

5.181 

2.340 

89.791 

32.594 


02 Hamburg 

70.666 

22.965 

3.212 

1.212 

67.454 

21.752 


03 Niedersachsen 

252.574 

93.351 

13.081 

6.009 

239.428 

87.330 


04 Bremen 

36.393 

16.140 

1.503 

756 

34.890 

15.384 


05 Nordrhein-Westfalen 

725.653 

312.795 

48.355 

24.806 

677.177 

287.956 


06 Hessen 

172.826 

64.866 

13.037 

6.038 

159.696 

58.785 


07 Rheinland-Pfalz 

111.436 

36.943 

6.572 

2.888 

104.850 

34.053 

2016 

08 Baden-Württemberg 

226.421 

68.981 

16.352 

7.008 

209.982 

61.960 


09 Bayern 

250.623 

61.763 

22.287 

8.399 

228.309 

53.357 


10 Saarland 

37.103 

13.813 

1.874 

872 

35.224 

12.941 


Ostdeutschland 

712.303 

266.520 

39.054 

17.692 

673.188 

248.811 


11 Berlin 

181.018 

57.742 

9.362 

3.822 

171.656 

53.920 


12 Brandenburg 

105.555 

45.756 

5.570 

2.721 

99.976 

43.034 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

80.389 

29.425 

4.699 

2.114 

75.690 

27.310 


14 Sachsen 

157.862 

62.363 

9.411 

4.518 

148.446 

57.842 


15 Sachsen-Anhalt 

110.263 

43.066 

4.419 

2.028 

105.832 

41.033 


16 Thüringen 

77.215 

28.168 

5.593 

2.488 

71.588 

25.672 
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Anlage 1 


Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 


Berichts¬ 

jahr 

Region 

Bestand an Arbeitslosen 

Insgesamt 

darunter 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 

darunter 

darunter 

darunter 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

1 2 

3 

4 

5 

6 


Insgesamt 

2.532.837 

900.745 

162.373 

72.134 

2.369.893 

828.455 


Westdeutschland 

1.894.294 

675.159 

126.852 

56.828 

1.766.934 

618.193 


01 Schleswig-Holstein 

92.434 

32.326 

5.024 

2.209 

87.398 

30.116 


02 Hamburg 

69.248 

21.330 

3.184 

1.121 

66.065 

20.209 


03 Niedersachsen 

244.260 

88.829 

12.714 

5.709 

231.451 

83.103 


04 Bremen 

35.687 

15.731 

1.536 

749 

34.151 

14.982 


05 Nordrhein-Westfalen 

701.219 

292.902 

47.736 

23.935 

653.322 

268.926 


06 Hessen 

166.287 

59.937 

12.210 

5.613 

153.972 

54.275 


07 Rheinland-Pfalz 

106.299 

33.884 

6.199 

2.607 

100.073 

31.273 

2017 

08 Baden-Württemberg 

212.837 

62.381 

15.006 

6.194 

197.754 

56.169 


09 Bayern 

231.353 

55.536 

21.393 

7.934 

209.932 

47.596 


10 Saarland 

34.672 

12.304 

1.850 

758 

32.817 

11.545 


Ostdeutschland 

638.543 

225.586 

35.522 

15.306 

602.960 

210.261 


11 Berlin 

168.991 

48.771 

8.417 

3.237 

160.574 

45.534 


12 Brandenburg 

92.648 

38.393 

4.942 

2.298 

87.698 

36.093 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

70.982 

24.938 

4.427 

1.879 

66.555 

23.058 


14 Sachsen 

140.348 

52.695 

8.575 

3.976 

131.766 

48.718 


15 Sachsen-Anhalt 

96.960 

36.940 

4.025 

1.770 

92.924 

35.165 


16 Thüringen 

68.614 

23.848 

5.136 

2.146 

63.442 

21.694 


Erstellungsdatum: 21.08.2018, Zentraler Statistik-Service, Auftragsnummer 271258 
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Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 




Durchschnittliche bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit 
im Bestand, in Wochen 





darunter 

Berichts¬ 

jahr 

Region 

Insgesamt 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 



darunter 


darunter 


darunter 



Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 



7 

8 

9 

10 

11 

12 


Insgesamt 

66 

150 

80 

153 

65 

150 


Westdeutschland 

67 

152 

81 

154 

66 

151 


01 Schleswig-Holstein 

61 

143 

74 

144 

61 

143 


02 Hamburg 

52 

128 

63 

131 

52 

128 


03 Niedersachsen 

66 

150 

79 

153 

65 

150 


04 Bremen 

83 

161 

88 

156 

83 

162 


05 Nordrhein-Westfalen 

81 

163 

98 

170 

80 

162 


06 Hessen 

68 

154 

82 

157 

66 

154 


07 Rheinland-Pfalz 

57 

139 

72 

142 

56 

139 

2013 

08 Baden-Württemberg 

54 

136 

69 

137 

53 

136 


09 Bayern 

46 

133 

64 

135 

44 

132 


10 Saarland 

61 

139 

80 

151 

60 

138 


Ostdeutschland 

66 

148 

77 

150 

65 

148 


11 Berlin 

59 

139 

73 

145 

58 

139 


12 Brandenburg 

75 

154 

86 

158 

75 

154 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

55 

129 

66 

133 

55 

128 


14 Sachsen 

72 

161 

84 

162 

71 

161 


15 Sachsen-Anhalt 

66 

146 

79 

149 

66 

146 


16 Thüringen 

62 

146 

72 

143 

62 

147 


Insgesamt 

69 

154 

83 

157 

68 

153 


Westdeutschland 

69 

155 

84 

158 

68 

154 


01 Schleswig-Holstein 

66 

147 

79 

151 

65 

146 


02 Hamburg 

54 

131 

64 

135 

53 

130 


03 Niedersachsen 

68 

153 

82 

155 

68 

153 


04 Bremen 

84 

167 

90 

162 

84 

167 


05 Nordrhein-Westfalen 

84 

166 

100 

174 

83 

166 


06 Hessen 

70 

156 

86 

160 

68 

155 


07 Rheinland-Pfalz 

60 

143 

75 

144 

59 

142 

2014 

08 Baden-Württemberg 

56 

140 

72 

141 

55 

140 


09 Bayern 

47 

135 

66 

138 

45 

134 


10 Saarland 

66 

143 

82 

151 

65 

142 


Ostdeutschland 

68 

151 

80 

153 

67 

150 


11 Berlin 

58 

139 

73 

149 

57 

139 


12 Brandenburg 

79 

161 

87 

163 

78 

161 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

61 

133 

70 

136 

60 

133 


14 Sachsen 

75 

162 

88 

162 

74 

162 


15 Sachsen-Anhalt 

68 

150 

82 

153 

68 

150 


16 Thüringen 

65 

150 

76 

146 

64 

150 
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Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 




Durchschnittliche bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit 
im Bestand, in Wochen 





darunter 

Berichts¬ 

jahr 

Region 

Insgesamt 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 



darunter 


darunter 


darunter 



Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 



7 

8 

9 

10 

11 

12 


Insgesamt 

70 

158 

85 

161 

69 

158 


Westdeutschland 

71 

160 

86 

162 

70 

159 


01 Schleswig-Holstein 

69 

154 

83 

159 

68 

154 


02 Hamburg 

55 

135 

62 

137 

55 

135 


03 Niedersachsen 

71 

158 

85 

161 

71 

158 


04 Bremen 

85 

169 

92 

167 

85 

169 


05 Nordrhein-Westfalen 

86 

171 

103 

178 

85 

171 


06 Hessen 

71 

159 

88 

163 

70 

158 


07 Rheinland-Pfalz 

62 

148 

77 

148 

61 

148 

2015 

08 Baden-Württemberg 

58 

146 

75 

146 

56 

145 


09 Bayern 

47 

138 

67 

141 

45 

137 


10 Saarland 

69 

149 

84 

156 

68 

149 


Ostdeutschland 

68 

154 

81 

156 

68 

154 


11 Berlin 

57 

139 

72 

148 

56 

138 


12 Brandenburg 

82 

166 

89 

163 

81 

166 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

62 

141 

72 

142 

62 

141 


14 Sachsen 

76 

166 

89 

167 

75 

166 


15 Sachsen-Anhalt 

69 

152 

81 

158 

69 

152 


16 Thüringen 

66 

154 

79 

153 

65 

154 


Insgesamt 

71 

161 

86 

165 

70 

161 


Westdeutschland 

71 

163 

88 

166 

70 

163 


01 Schleswig-Holstein 

70 

159 

84 

162 

69 

159 


02 Hamburg 

57 

137 

62 

133 

57 

138 


03 Niedersachsen 

71 

163 

86 

164 

71 

163 


04 Bremen 

87 

170 

96 

171 

86 

170 


05 Nordrhein-Westfalen 

86 

175 

104 

182 

85 

174 


06 Hessen 

72 

163 

90 

170 

71 

162 


07 Rheinland-Pfalz 

62 

152 

78 

152 

61 

152 

2016 

08 Baden-Württemberg 

58 

150 

77 

152 

56 

150 


09 Bayern 

47 

140 

66 

144 

45 

140 


10 Saarland 

68 

152 

86 

160 

67 

151 


Ostdeutschland 

69 

155 

83 

159 

68 

154 


11 Berlin 

57 

138 

73 

150 

56 

138 


12 Brandenburg 

83 

167 

90 

163 

83 

167 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

64 

144 

77 

146 

63 

144 


14 Sachsen 

77 

167 

92 

169 

76 

167 


15 Sachsen-Anhalt 

71 

152 

85 

161 

70 

152 


16 Thüringen 

68 

155 

81 

157 

67 

154 
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Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 




Durchschnittliche bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit 
im Bestand, in Wochen 





darunter 

Berichts¬ 

jahr 

Region 

Insgesamt 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 



darunter 


darunter 


darunter 



Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 



7 

8 

9 

10 

11 

12 


Insgesamt 

70 

165 

86 

168 

69 

165 


Westdeutschland 

71 

166 

87 

169 

70 

166 


01 Schleswig-Holstein 

69 

163 

84 

165 

68 

163 


02 Hamburg 

56 

142 

61 

136 

56 

142 


03 Niedersachsen 

72 

166 

87 

168 

71 

166 


04 Bremen 

88 

175 

95 

172 

88 

175 


05 Nordrhein-Westfalen 

85 

178 

103 

184 

84 

177 


06 Hessen 

70 

164 

89 

171 

69 

163 


07 Rheinland-Pfalz 

61 

155 

77 

155 

60 

155 

2017 

08 Baden-Württemberg 

57 

153 

75 

153 

55 

153 


09 Bayern 

46 

143 

66 

145 

44 

143 


10 Saarland 

67 

156 

79 

162 

67 

155 


Ostdeutschland 

68 

160 

82 

164 

67 

160 


11 Berlin 

53 

141 

70 

153 

52 

140 


12 Brandenburg 

83 

174 

90 

171 

83 

175 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

65 

151 

76 

152 

64 

151 


14 Sachsen 

76 

174 

92 

175 

75 

173 


15 Sachsen-Anhalt 

71 

157 

84 

166 

70 

156 


16 Thüringen 

67 

162 

79 

160 

67 

162 


Erstellungsdatum: 21.08.2018, Zentraler Statistik-Service, > 
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© Bundesagentur für Arbeit 

Statistik 


Arbeitsmarktstatistik 


Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 




Durchschnittliche abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit 
bei Abgang, in Wochen 





darunter 

Berichts¬ 

jahr 

Region 

Insgesamt 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 



darunter 


darunter 


darunter 



Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 



13 

14 

15 

16 

17 

18 


Insgesamt 

37 

125 

51 

128 

37 

125 


Westdeutschland 

37 

126 

51 

128 

36 

126 


01 Schleswig-Holstein 

34 

117 

46 

120 

33 

117 


02 Hamburg 

33 

112 

44 

117 

32 

112 


03 Niedersachsen 

38 

128 

51 

128 

37 

128 


04 Bremen 

48 

135 

57 

131 

47 

135 


05 Nordrhein-Westfalen 

46 

135 

62 

141 

45 

135 


06 Hessen 

37 

126 

51 

128 

36 

125 


07 Rheinland-Pfalz 

34 

119 

50 

122 

33 

118 

2013 

08 Baden-Württemberg 

31 

115 

46 

119 

30 

114 


09 Bayern 

26 

114 

43 

118 

25 

113 


10 Saarland 

37 

119 

51 

128 

36 

118 


Ostdeutschland 

40 

125 

51 

128 

39 

125 


11 Berlin 

40 

123 

50 

127 

40 

122 


12 Brandenburg 

42 

126 

54 

130 

41 

126 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

35 

111 

44 

115 

34 

111 


14 Sachsen 

41 

134 

54 

136 

40 

134 


15 Sachsen-Anhalt 

41 

125 

50 

124 

41 

125 


16 Thüringen 

36 

124 

49 

125 

36 

124 


Insgesamt 

38 

126 

52 

129 

37 

126 


Westdeutschland 

37 

126 

52 

129 

37 

126 


01 Schleswig-Holstein 

36 

119 

48 

121 

35 

119 


02 Hamburg 

34 

114 

46 

120 

33 

114 


03 Niedersachsen 

37 

126 

51 

128 

37 

126 


04 Bremen 

47 

138 

57 

137 

47 

138 


05 Nordrhein-Westfalen 

47 

136 

62 

140 

46 

135 


06 Hessen 

37 

126 

52 

128 

36 

126 


07 Rheinland-Pfalz 

35 

121 

53 

126 

34 

121 

2014 

08 Baden-Württemberg 

31 

117 

47 

120 

31 

116 


09 Bayern 

27 

113 

44 

119 

26 

112 


10 Saarland 

39 

121 

50 

128 

38 

121 


Ostdeutschland 

40 

126 

52 

130 

40 

126 


11 Berlin 

39 

123 

50 

132 

39 

122 


12 Brandenburg 

43 

132 

54 

134 

43 

132 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

38 

114 

48 

118 

37 

114 


14 Sachsen 

41 

132 

55 

135 

40 

132 


15 Sachsen-Anhalt 

41 

127 

54 

128 

41 

127 


16 Thüringen 

37 

125 

51 

127 

36 

125 
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© Bundesagentur für Arbeit 

Statistik 


Arbeitsmarktstatistik 


Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 




Durchschnittliche abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit 
bei Abgang, in Wochen 





darunter 

Berichts¬ 

jahr 

Region 

Insgesamt 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 



darunter 


darunter 


darunter 



Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 



13 

14 

15 

16 

17 

18 


Insgesamt 

38 

130 

53 

132 

37 

130 


Westdeutschland 

37 

130 

53 

132 

37 

130 


01 Schleswig-Holstein 

36 

125 

48 

128 

36 

125 


02 Hamburg 

34 

118 

44 

119 

34 

118 


03 Niedersachsen 

38 

130 

52 

132 

37 

130 


04 Bremen 

47 

139 

61 

143 

46 

139 


05 Nordrhein-Westfalen 

46 

139 

62 

144 

46 

139 


06 Hessen 

37 

129 

53 

131 

36 

128 


07 Rheinland-Pfalz 

36 

126 

52 

128 

35 

126 

2015 

08 Baden-Württemberg 

31 

120 

48 

124 

30 

120 


09 Bayern 

26 

115 

44 

120 

25 

114 


10 Saarland 

38 

126 

53 

132 

38 

126 


Ostdeutschland 

40 

130 

52 

133 

40 

130 


11 Berlin 

39 

123 

50 

131 

38 

122 


12 Brandenburg 

43 

138 

56 

138 

43 

138 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

38 

121 

47 

119 

38 

121 


14 Sachsen 

42 

137 

56 

140 

41 

137 


15 Sachsen-Anhalt 

42 

130 

52 

131 

41 

130 


16 Thüringen 

38 

131 

52 

133 

37 

131 


Insgesamt 

38 

133 

54 

136 

38 

133 


Westdeutschland 

38 

134 

54 

136 

37 

134 


01 Schleswig-Holstein 

37 

131 

52 

138 

37 

131 


02 Hamburg 

35 

120 

46 

120 

35 

120 


03 Niedersachsen 

38 

136 

54 

136 

37 

136 


04 Bremen 

47 

142 

60 

140 

47 

142 


05 Nordrhein-Westfalen 

47 

144 

64 

147 

46 

143 


06 Hessen 

37 

133 

52 

136 

36 

133 


07 Rheinland-Pfalz 

36 

130 

52 

130 

35 

130 

2016 

08 Baden-Württemberg 

32 

124 

50 

128 

31 

124 


09 Bayern 

26 

118 

44 

125 

25 

117 


10 Saarland 

37 

130 

59 

136 

37 

129 


Ostdeutschland 

40 

131 

54 

135 

40 

130 


11 Berlin 

38 

122 

50 

131 

38 

122 


12 Brandenburg 

44 

140 

58 

138 

44 

140 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

39 

125 

52 

125 

38 

125 


14 Sachsen 

42 

140 

57 

142 

41 

139 


15 Sachsen-Anhalt 

42 

130 

54 

135 

42 

130 


16 Thüringen 

38 

131 

55 

137 

37 

131 
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© Bundesagentur für Arbeit 

Statistik 


Arbeitsmarktstatistik 


Bestand an Arbeitslosen und arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 

Deutschland und Bundesländer 
2013 bis 2017, Jahresdurchschnitte 




Durchschnittliche abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit 
bei Abgang, in Wochen 





darunter 

Berichts¬ 

jahr 

Region 

Insgesamt 

Schwerbehinderte Menschen 

Keine schwerbehinderten 
Menschen 



darunter 


darunter 


darunter 



Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 

Insgesamt 

langzeit¬ 

arbeitslos 



13 

14 

15 

16 

17 

18 


Insgesamt 

38 

136 

52 

138 

37 

136 


Westdeutschland 

37 

136 

53 

138 

36 

136 


01 Schleswig-Holstein 

37 

134 

51 

138 

36 

134 


02 Hamburg 

34 

122 

43 

119 

34 

122 


03 Niedersachsen 

37 

136 

53 

136 

37 

136 


04 Bremen 

47 

146 

57 

140 

47 

146 


05 Nordrhein-Westfalen 

46 

146 

63 

151 

45 

146 


06 Hessen 

37 

137 

52 

136 

36 

137 


07 Rheinland-Pfalz 

35 

131 

51 

133 

34 

131 

2017 

08 Baden-Württemberg 

32 

128 

49 

130 

31 

127 


09 Bayern 

26 

120 

42 

125 

25 

119 


10 Saarland 

36 

130 

55 

139 

35 

129 


Ostdeutschland 

39 

134 

52 

138 

39 

134 


11 Berlin 

37 

125 

49 

137 

36 

124 


12 Brandenburg 

43 

145 

54 

140 

43 

145 


13 Mecklenburg-Vorpommern 

39 

130 

51 

133 

39 

130 


14 Sachsen 

40 

143 

54 

144 

39 

143 


15 Sachsen-Anhalt 

42 

134 

53 

137 

41 

134 


16 Thüringen 

37 

136 

51 

137 

36 

136 


Erstellungsdatum: 21.08.2018, Zentraler Statistik-Service, > © Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
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^ Alle Arbeitslose bezogen auf folgende Teilkomponenten der Bezugsgröße zur Berechnung der offiziellen Arbeitslosenquote: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Beamte und Arbeitslose. © Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

Selbständige und ausschließlich geringfügig Beschäftigte sind somit bei der eingeschränkten Bezugsgröße nicht berücksichtigt. 

2) Zahl der arbeitslosen schwerbehinderten Menschen des jeweiligen Jahres bezogen auf die Zahl der schwerbehinderten abhängigen Erwerbspersonen des Vorjahres (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Beamte und Arbeitslose). 
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